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Vorwort


Es gibt Bücher, die man sich wünscht, dass sie geschrieben werden, weil sie aus dem Herzen sprechen – und dieses Buch ist so eines. Der Fall der Großmutter Ella K., ihres Sohnes und des Enkelkindes Lea ist in dieser Konstellation kein Einzelfall. Ella K. spricht vielen Menschen aus dem Herzen – Kindern, Großeltern und nicht verheirateten Vätern. Sie protokolliert und veranschaulicht, was viele erleben. Nahezu alle Betroffenen in ähnlicher Situation resignieren über kurz oder lang, manchmal nach einem Jahr, vielleicht nach zwei Jahren. Was bei Ihnen zurückbleibt, sich festsetzt ist meist tiefe Verbitterung und Resignation.


Das Enkelkind Lea steht für die vielen Kinder, die Umgangsverweigerung ausgesetzt, durch die »psychosoziale Mühle« der »Experten/Innen« gedreht werden, bis diese Kinder schließlich genügend manipuliert sagen, dass sie keinen Kontakt mehr mit einem Elternteil und den Großeltern wollen. Eigentlich ist die nicht nachvollziehbare Kontaktverweigerung ein Hilferuf der Kinder des Inhalts: »Lasst mich bitte in Ruhe, ich kann nicht mehr.« Wie im Buch akribisch beschrieben, obsiegen die Umgangsverweigerinnen – hier – und das ist spezifisch – die leibliche Mutter im Bündnis mit der Pflegemutter.


Leas Vater und Ellas Sohn steht für die vielen ausgesperrten nichtverheirateten Väter, die um das Sorgerecht kämpfen müssen, denen von Behörden Steine in den Weg gelegt werden. Veranschaulicht wird im Buch: Wenn die Mutter nicht will, ist der Vater rechtlos gegenüber dem eigenen Kind. Gerade deswegen fordern wir, der Verband für Unterhalt und Familienrecht (ISUV) seit Jahrzehnten auch für alle nicht in der Ehe geborenen Kinder die gemeinsame elterliche Sorge ab Geburt und Feststellen der Vaterschaft.


Ella. K. repräsentiert die vielen Großeltern, die gleichsam automatisch von Betreuung der Enkelkinder ausgesperrt werden. Wenn ihr Sohn oder die Tochter vom Umgang ausgeschlossen werden, dann sind es die Großeltern auch. Nur wenige Großeltern lehnen sich dagegen auf, obwohl ihnen per Gesetz ein Umgangsrecht zusteht. Darauf pocht Ella K. im Interesse des Kindeswohls. In ihren Augen gehört zum Kindeswohl, dass Kinder in die natürliche Familie eingebunden sind, Stabilität durch ein breites familiales Netz erhalten, dass sie ihre leiblichen Eltern zwecks Identitätsfindung kennen und von ihnen betreut werden.- Diese Auffassung vom Kindeswohl mag selbstverständlich klingen, praktisch ist es aber nicht so. Wir erleben seit Jahren eine Respektlosigkeit gegenüber den leiblichen Eltern und einzelnen Elternteilen. Vielfach werden die leiblichen Elternteile und mit ihnen die Großeltern einfach »ersetzt«, »ausgeschaltet«, unter Missachtung der UN-Kinderkonvention und des Grundgesetzes. Wie und mit welchen ausgeklügelten Methoden das geht, dies wird im Buch gezeigt.


Über mehrere Jahre habe ich durch Telefonate Ella K. kennengelernt und begleitet. Sie ist eine »Großmutter Courage«, ansonsten hätte sie resigniert, sich nicht derart nachhaltig für die Enkelin und den Sohn engagiert, viel Geld investiert und schließlich dieses authentische Buch geschrieben, das davon handelt, wie eine erziehungsunfähige Mutter den Vater und die Großmutter aushebeln und zugleich mehrere Grundrechte ganz »legal« missachten kann. Ella K. protokolliert, wie dies möglich war und weiterhin in anderen »Fällen« möglich ist, wer beteiligt war und weiterhin beteiligt sein kann und warum dies möglich war und weiterhin ist.


Ich erlebe seit vielen Jahren immer wieder als Pressesprecher und als Vorsitzender des Interessenverbandes Unterhalt und Familienrecht (ISUV), dass »Außenstehende« anzweifeln, was familienrechtlich alles möglich ist. Die von den Autorinnen geschilderten juristischen Strukturen sind Realität. Tatsächlich sehen sich manche Betroffene ähnlich wie Ella K. der kafkaesken Situation ausgesetzt: Auf der einen Seite die »Experten/innen«, Gutachter/innen, Sozialpädagogen/innen des Jugendamtes, die Umgangsbegleiter/ innen, »Fachkräfte« von diversen Vereinen, Pflegemütter, Familienrichter/innen, die sich kennen, von »Hilfegesprächen« und Verhandlungen. Man hat schon so manchen »ähnlichen Fall« gelöst, man vertraut sich, man braucht sich – nicht zuletzt auch wirtschaftlich. Dazwischen stehen die Anwälte/Innen beider Seiten, die Interessenvertreter der jeweiligen Seite sind, die sich nach eigenem Bekunden teilweise nicht wohlfühlen, weil sie die Beteiligten in anderen Fällen wieder treffen, was sie bedenken müssen.


Da ist der Richter, der den Fall vom Tisch haben will, der »seinen« Expertinnen vertraut, ein Umgangsrecht für Großeltern als lästig empfindet und Ella K. mittels Verweigerung von Verfahrenskostenhilfe zum Aufgeben zwingen will. Da sind die Pflegemutter, die Pflegeeltern, wie bei mehreren ISUV-Mitgliedern auch, handelt es sich um ausgemachte Umgangsverweigerer, die damit nicht umgehen können, dass es noch leibliche Eltern gibt, ohne jegliche Bindungstoleranz, aber unterstützt darin von diversen Experten/ Innen. – Oft vergessen und verdrängt wird, bei nicht wenigen Pflegeeltern überwiegt das wirtschaftliche Interesse das Interesse am Kindewohl. Die anderen Experten/Innen unterstützen das Anliegen der gut vernetzten Pflegeeltern. Dabei versteigt man sich zu Aussagen: Der Besuch der Großmutter oder des Vaters gefährde das Kindeswohl.


Dieser Phalanx der »Routiniers« stehen dann wie im Fall der Ella K. unerfahrene emotional tief Betroffene gegenüber, die als Eltern, als Vater, als Mutter oder als Großeltern aus dem Leben des Kindes, der Kinder gedrängt werden sollen. Wie das geht und welchen Anteil die einzelnen »Experten« haben, das wird in diesem Buch protokolliert und veranschaulicht. Immer wenn ich mit ähnlichen Fällen von ISUV-Mitgliedern konfrontiert werde, denke ich an Kafkas Parabel »Gib´s auf«. Im Interesse der Kinder darf das aber nicht sein, Ruhe geben, Aufgeben ist und kann nicht die Lösung sein. Das ist auch der innere Impuls, der Ella K. trieb, dieses Buch zu schreiben.


Die geschilderten Umstände schreien nach einer Reform des Familienrechts, die schon so lange angekündigt ist. Das Buch gibt einen weiteren Impuls dafür. Ich wünsche, dass das Buch viele Leser/Innen findet, die angespornt werden sich ebenso nachhaltig fürs Kindeswohl, für eine Reform des Familienrechts einzusetzen wie Ella K.


Josef Linsler


ISUV-Pressesprecher


ISUV-Ehrenvorsitzender




Die Würde des Menschen ergibt sich durch seine Freiheit zur Selbstbestimmung. Um sie


verantwortungsvoll einsetzen zu können, braucht jeder Mensch – klein oder groß – Chancen zum Erwerb von Wissen und


Gewissen. In Diktaturen, in diktatorischen Familien und Gesellschaften wird Hinnahme und Duldung von


Fremdbestimmtheit gelernt, sowie deren angeblich gerechtfertigte Anwendung gegenüber anderen.


Das Zu-Erwartende


Die wahre Geschichte von Lea und ihrer Großmutter Ella K. zeigt, wie einfach und beharrlich Menschenrecht zu Makulatur gemacht werden kann – unterhalb des Radars oder innerhalb des funktionseingeschränkten Radars der Kontrollinstanzen.


Über das Mädchen Lea erfahren die Leser nichts. Hier wird nur vermerkt, was verschiedene Menschen über das Mädchen an Widersprüchlichem verlauten lassen, je nach ihren Interessen, ihren Zielsetzungen, ihren Bedürfnissen, ihren Irrtümern. Die vorgebrachten Gegensätze in diesen teils erschreckenden Auffassungen sind es, die hier ein Kind in Verhältnisse manövrieren, die nicht mehr durch Menschenrecht und Grundgesetz gedeckt sind. Lea lernt man nicht kennen. Auch wenn sie wörtlich zitiert wird, geben ihre Worte nur preis, wozu man sie drängte, lockte oder verpflichtete. Mit Erreichen ihrer Volljährigkeit hat Lea das Recht auf Einsicht in diese Akten des Jugendamts. Das heißt, der Staat beabsichtigt Transparenz in seiner Jugendhilfe-Politik. Aus dem hier vorliegenden Sachbuch kann sie nicht entnehmen, welche Namen welcher Person zugeordnet wurden, insbesondere nicht, wenn mehrere Personen derselben Institution angehören. Vieles passierte hinter Leas Rücken und kann deshalb von ihr nicht erinnert werden.


Sollen oder dürfen Familienrichter bei Fehlhandlungen seitens eines Jugendamtes weggucken? Interessiert sich niemand für ein Kind, das Rechtlosigkeit ausgesetzt ist? Soll persönliches Übelwollen oder vermeintliches persönliches Wohlwollen geduldet werden als Motor für Gesetzesbrüche?


Jedes Versagen hat seine Gründe. Diese gilt es zu identifizieren. In Frage kommen sowohl


A. persönliche Gründe wie Unfähigkeit, kognitive Schwäche, mangende Vorkenntnisse, ein dysfunktionales Gewissen, hohe Irritierbarkeit/Unsicherheit, vermeintlich zu verheimlichende Gesundheits-Beeinträchtigungen wie Alkohol-Krankheit, Depressionen, Schlafstörungen oder ein schlecht eingestellter Diabetes mellitus. Auch individuell ideologisch oder religiös eingefärbte Überzeugungen oder Neurosen können eine Rolle spielen.


B. systemische Gründe wie z. B. Ausbildungsmängel der Entscheidungsträger, ein Missverhältnis von zu wenig verfügbarer Zeit zur Kontrollpflicht-Erledigung. Sind zudem die technischen Mittel ungeeignet, die traditionell benutzte Begrifflichkeit undifferenziert, fehlt ein verlockender Anreiz zur Pflichterledigung und ist der Zugriff auf fächerübergreifende wissenschaftliche Ressourcen beschränkt, geht das zu Lasten der Kontroll-Qualität.


Der »Fall Görgülü« – ein Vater bekam nach sieben Jahren Kampf seinen Sohn zugesprochen – veranlasste seinerzeit das Bundesverfassungsgericht aus den festgestellten Mängeln klare Lehren und Verbesserungsvorschläge zu ziehen. Sie blieben im »Fall Lea« ohne Wirkung. Sie, verehrte Leser, werden am Ende dieses Buches wissen, wie stark die Mauern aus Gedanken- und Gefühllosigkeit waren/sind, die sich in zehn Jahren nicht niederreißen ließen, in die keine Breschen zu schlagen und die nicht zu übersteigen waren.


Wir bieten mit konkreten Beispielen eine Übersicht über ein »System«, in dem sich Unwissenheit, Schematismus, Vordergründigkeit, Anmaßung, geduldete Widersprüchlichkeit und der Drang zu Selbstrechtfertigung miteinander verknäueln. Die daraus resultierenden Folgen schaden letztlich allen. Ausgangspunkt dieser Geschichte ist ein zu Unrecht verwehrtes persönliches Sorge- und Umgangsrecht eines Vaters zu seiner Tochter bzw. einer Großmutter zu ihrer Enkelin.


Der Wunsch einer Kindsmutter, die ihr Kind ab Geburt in Pflegschaft gegeben hat, lautet: »Ich will keinen Kontakt zwischen meinem Kind und der väterlichen Großmutter«. Ein Richter eines niedersächsischen Amtsgerichts kann diese Willensäußerung als Weisung verstehen? Verehrte Leser, Sie können das nicht glauben? Sie halten nicht für möglich, dass eine unmütterliche Mutter die Autorität erhält, das Menschenrecht auf »Schutz der Familie«, das einem Kind und seinen Blutsverwandten zusteht, außer Kraft zu setzen?


Brauchen die Gesetzeshüter zum Entwerten eines Menschenrechts keine beweisbaren Rechtfertigungen, keine nachvollziehbaren Gründe, keine psychobiologischen Erklärungen, keine Orientierung an der staatlich versprochenen »unantastbaren Menschenwürde«? Wieso finden Richter keine Worte der Aufklärung angesichts einer rechtswidrigen Handlung? Eine Mutter hebelt mal eben ein Grundrecht aus – in einer Demokratie, in der es Mehrheiten für Gesetzesänderungen braucht? Vor Gericht gilt die Wahrheitspflicht, und hier sieht man davon ab? Widersprüche grotesken Ausmaßes treten auf, dürfen ungeklärt bestehen bleiben und bieten Profiteuren eine nützliche Handhabe. Wie geht das? Verehrte Leser, machen Sie sich selbst ein Bild. Beide Seiten dieser Front stehen Ihnen zur Betrachtung, zur Hinterfragung und Abwägung zur Verfügung. Vor Ihnen liegt ein Lehrstück!


Christliche Kirchen erlauben ohne Bedenken eine Mutterschaft – ohne Voraussetzung von Zeugung, Schwangerschaft und Entbindung. Staatlicherseits wird sie zugestanden mit der Berechtigung zur Adoption. Leibliche Eltern eines Adoptivkindes erhalten kein Sorgerecht, müssen aber dem Nachwuchs ihre Identität preisgeben. Das adoptierte Kind hat ein Recht, seine leibliche Herkunft in Erfahrung zu bringen und nach seinem Belieben Familienkontakte einvernehmlich zu pflegen oder ihnen aus dem Weg zu gehen – nach seiner freien Entscheidung.


Eine ledige Mutter, die ihr Kind zur Adoption freigibt, verliert ihr Recht zum Widerspruch eines Antrags des Kindsvaters auf Übertragung des alleinigen Sorgerechts. Zu beachten ist, dass


a. ein Kind erst im Alter von acht Wochen adoptiert werden kann und


b. auch der uneheliche Vater einer Adoption zustimmen muss, sofern er einen Antrag auf alleiniges Sorgerecht gestellt hat, das ihm vor der Adoption bewilligt wurde.


Jugendamt und Familiengericht bilden das behördliche Scharnier zwischen den Hochs der persönlichen Aufwertung durch Übertragung einer Elternschaft und den Tiefs des Entzugs von Sorge-, Aufenthaltsbestimmungs- und Erziehungsrecht ihrer Nachkommen – je nach den von Familiengerichten gefällten Entscheidungen. Jugendamtsmitarbeiter schätzen sich selbst als Wohltäter ein wegen ihrer ehrenvollen Schutzaufgabe für Kinder in Not. Mit kunstgerechter Erledigung verleiht ihnen diese Aufgabe tatsächlich Ehre. Mit Desinteresse am objektiven Ergehen und dem subjektiven Befinden der Kinder ist das natürlich nicht der Fall. Schlimm wird es, wenn ihnen nicht nur das Interesse, sondern auch die Fähigkeit fehlt, Wohl und Wehe, Gedeih und Leid eines Kindes realitätsgerecht wahrnehmen zu können. Das ist der Fall, wenn sie nicht mit eigenen Augen sehen, nicht mit eigenen Ohren hören können, sondern wenn sie unbedacht unsachliche Behauptungen Fremder übernehmen.


Eltern verwirken ihr Sorgerecht mit strafbarer Pflichtverletzung der Fürsorgepflicht, z. B. dem Vorliegen nachweisbarer Beschädigungen: körperlicher Art (z. B. Blutergüsse durch Prügel), psychischer Art (z. B. Stottern wegen autoritärer Gehorsamsforderungen), emotional-moralischer Art (Neigung zum Verletzen Schwächerer) und sozialer Art (Abschottung von üblichen Sozialbeziehungen, unzulängliche Fähigkeit zum Aufbau individualisierter Bindungen, zu Fairness).


Ein Kind ohne Elternbindung muss mit dem Trauma des Zusammenbruchs seiner ersten natürlichen Beziehung fertig werden. Ein solcher Zusammenbruch höhlt bei einem Säugling das Urvertrauen aus. Weitere dem Kind zugemutete Traumata beschränken sein Selbst- und Weltvertrauen, behindern seine Entwicklung zu Selbstachtung oder verbauen sie ihm komplett.


Biologisch ist bereits bei kleinen Kindern vorrangig die Solidarität mit ihren Eltern angelegt. Selbst wenn diese schludrig, unehrlich und unvernünftig handeln, ziehen die Kinder sie als Vorbild jedem Fremden vor.


Da Traumata in der frühen Kindheit sich lebenslang mit bösen Folgen auswirken können, bedarf die Rettung eines Kindes aus einer traumatischen Situation sorgsame Abwägung, damit das Kind nicht vom Regen in die Traufe schlittert.


Jugendämter und Familiengerichte dürfen keinem Elternteil die Erziehungs- und Pflege-Berechtigung absprechen. Vielmehr müssen sie ihnen optimale Gelegenheiten zum Erwerb sowie fachliche und materielle Unterstützung zu deren Ausübung gewähren. Die staatlich garantierte Menschenwürde ist angetastet, wenn Jugendämter die Einbeziehung des Vaters in seine naturgegebene Funktion aus ihrem Aufgabenkreis und Handlungsrepertoire ausklammern. In Angelegenheiten von schicksalhafter Bedeutung für das Kind, wie zum Beispiel der Übergabe an Pflegeeltern, zählt das väterliche Votum genauso viel wie das der Mutter, auch bei nicht verheirateten Eltern. Man geht davon aus, dass ein Paar, das miteinander intim werden konnte, auch Bereitschaft zu Versöhnlichkeit aufbringt.


Bei unserer Hauptperson Lea ist festzustellen, dass ihre Mutter und ihre Pflegeeltern im Verein mit dem Jugendamt den Vater ab Geburt des Kindes von ihm fernhielten. Das gelang mit dem In-Zweifel-Ziehen seiner Vaterschaft – hier fast ein Jahr lang. Dabei hatte er bereits im vierten Schwangerschaftsmonat beim Jugendamt um Hilfe für die werdende Mutter und sein erwartetes Kind gesucht. Diverse Dokumente beweisen die Verbindung und zumindest anfänglich und zwischenzeitlich die Verbundenheit der werdenden Eltern. Die Kindesmutter nannte noch am elften Tag vor ihrer Niederkunft einer Jugendamtsmitarbeiterin den Namen des Vaters, diese kannte ihn bereits persönlich.


Einst war tatsächlich die Mit-Sorge des Vaters von der gnädigen Zustimmung der Kindsmutter abhängig. 2011 stellte das Bundesverfassungsgericht per Beschluss fest, dass eine Kindsmutter dem Vater ihres Kindes das Sorgerecht nicht mehr grundlos vorenthalten lassen kann.


Das Menschenrecht auf >Schutz der Familie< ist wie jedes weitere Menschenrecht kein verhandelbares, kein stückelbares Gut, kein subjektiv individuell interpretierbarer Wert. Zu seiner Bemessung dürfen keine widersprüchlichen Standards gelten. Alle Menschenrechte sollten geschützt sein vor Beeinträchtigungen ihres Sinnes und Zweckes – zumindest durch staatliche Gerichte. Jedermanns >Recht zu Atmen< kann niemand straflos entziehen, weder direkt durch Erwürgen noch indirekt durch Luftverpestung oder -Verknappung (z. B. mit schädigenden Abgasen aus Diesel-Autos oder einer Überdosis Narkosegase). Ein Recht ist ein Anspruch, dem gänzlich und ohne Wenn und Aber stattgegeben werden muss – solange keine beweisbaren, zweifelsfrei strafrechtlich relevanten Tatsachen in einem unanfechtbaren richterlichen Urteil dagegen sprechen. Vorgegaukelte »Tatsachen« reichen nicht.


Hier wird erkennbar, dass unzutreffenden, aber offiziellen – bzw. als offiziell geltenden – Verlautbarungen Vorrang eingeräumt wird vor ehrlichen, aber privaten Aussagen. Darauf läuft es im Grunde hinaus und Unrecht kann ungejätet ins Kraut schießen.


Beeinträchtigte gesundheitliche Unversehrtheit ist unstreitig leichter festzustellen als beeinträchtigtes oder gefährdetes Kindeswohl. Parameter des Blutes und anderer Körperflüssigkeiten und Gewebeproben bieten rasch Aufschluss über körperliche Schwächen, Mängel, Unzulänglichkeiten. Der Begriff >Kindeswohl< ist umfassender, komplexer. Er betrifft äußere Lebensbedingungen und innere Persönlichkeitseigenschaften, wie Vorkenntnisse, Interessen, Erkenntnismöglichkeiten, Denkfähigkeiten. Er ist bislang wenig definiert und wenig konkret messbar. Deshalb kann er missbräuchlich verwendet werden. Ärzte bzw. Psychiater haben eher Maßstäbe zur Bewertung eines individuellen Zustands als Psychologen, die nicht in der Lage sind, z. B. den Einfluss physiologischer, genetischer, teilweise auch soziologischer Parameter im Gesamtbild eines Kindes zu berücksichtigen. Eine interdisziplinäre Gutachtergruppe bietet also eher Gewähr als ein einzelner Fach-Experte. Auf dem Gebiet der Kindeswohlgarantie bzw. -Bedrohung tummeln sich jedoch als »Gutachter« oft selbsternannte, selbstgefällige Könner. Da Familienrichter nicht zum Erwerb des Fachwissens verpflichtet sind, das sie zur Unterscheidung der Qualitätsstufen von Gutachten befähigt, kann ein Leck entstehen, das ein Familienverfahren »in den Abgrund reißt«. Dennoch steht den gerichtlichen Entscheidern das Recht zu, Gutachter auszuwählen ohne dafür bestimmte Auswahlkriterien beachten zu müssen – mitunter mit fatalen Konsequenzen.


Die Beschreibung dieses hier vorliegenden realen Falles zeigt konkret die Stolpersteine, Störquellen und Gefahren, die seine Aufarbeitung behinderten und noch behindern, sowie die Implikationen, die unbedingt zu bedenken und umzusetzen sind, um Fehler, Mängel, Irrwege und Schäden auszuschließen bzw. zu minimieren.


Das Mädchen Lea ist überwiegend passiver Zankapfel. Um es streiten 1. die Pflegemutter Happig, die es als eigenen Nachwuchs beansprucht. 2. Kindsmutter Anke Weh, die es ab Geburt in Pflegschaft gab und die sich anschließend als Werkzeug der Pflegemutter hergibt, 3. ihr Rechtsvertreter, Herr Rechtsanwalt (abgekürzt RA) Zugig. Die Nummern 4. bis 6. gehören zu drei Jugendamtsmitarbeiterinnen. Hinzu kommen zwei Mitarbeiterinnen des katholischen Vereins KPf-D (Katholischer Pflege-Dienst)/Adoptions- und Kinderpflegedienst des Landkreises Oh.: 7. Frau Zackig und 8. Frau Schneidig. Herr Richter Wichtig vom Familiengericht ist zu zählen als Nummer 9., der von ihm erwählte Verfahrensbeistand von Lea, Herr RA Wendig, als Nummer 10.


Die Gegenseite bilden der Vater des Kindes, Herr K. und die väterliche Kindsgroßmutter, Frau Ella K. sowie manchmal deren verschiedene Rechtsvertreter.


Das Personenverhältnis von 10 zu 2+x verweist auf die Verteilung von Macht und Schwäche. Besonderes Augenmerk gilt den Mitarbeitern von Jugendamt und KPf-D: zum einen deren Schwächen bei ihrer Aufgabenerledigung und ihren bemerkenswerten »Stärken« bei der Unterstützung der Pflegeeltern – in bemerkenswert ausgefallener Weise.


»Lea, Du bist so nah und doch so fern«, denkt Großmutter Ella K.: »Uns trennt staatlich verordnete Menschenrechtsverweigerung«. Lea, ihr Vater und ihre Großmutter werden zehn Jahre um ihre biologisch begründeten, gesetzlich geschützten, ihre gewissermaßen »feuerfesten« Naturrechte und natürlichen Funktionen gebracht. Lea ist sich ihrer heiklen Lage natürlich nicht bewusst. Die beiden anderen fühlen sich in ihrem Familiensinn schwer verletzt und bangen, ob und wie Lea mit der Trennung von ihrer Herkunftsfamilie und den pflegeelterlichen Herabwürdigungen von Leas Nächstverwandten langfristig fertig werden kann. Leas Geschichte handelt von Menschen – die scheinbar unbekümmert, ohne Interesse an eigener Menschenwürde – sie anderen absprechen. Das Mädchen Lea wird von ihren Pflegeeltern als Mittel, als Werkzeug eingesetzt, zur Verwirklichung einer lang gehegten pflegeelterlichen Lebenslüge. Diese starke These wird im Folgenden verifiziert.


Die eingesetzten Mittel des Rechtsentzugs sind unter anderem: Missdeutung von Opfer und Täter, Verkennung von Ursache und Wirkung, denkwürdige Ehrerbietung gegenüber Schuldigen und Bestrafung Unschuldiger, Vertrauen zu Lügnern und Misstrauen gegenüber Aufrichtigen.


Natürlich kann ein sachlicher Berichterstatter nicht wissen, was sich in Privathäusern, in heimlichen Absprachen und in den Köpfen der Beteiligten abspielte/abspielt. Hier dennoch mitgeteilte individuelle Vorstellungen, Gefühle, Gedanken, Motive und heimliche Absichten sind einerseits an Indizien orientiert und werden – entsprechend angepasst – intuitiv und in möglicher Auswahl behauptet. Damit sind sie natürlich gegen glaubwürdige Korrektur-Vorschläge oder beweisbare Klarstellungen austauschbar.


Bekundete Details dieses Falles erwecken vereinzelt den Anschein von Fürsorge, Wohlverhalten, »good will«, Folgerichtigkeit, eingehaltenen Gesetzesstandards, sogar von aufopferungsvollem Altruismus – jedoch erweisen sie sich meist schnell als Theaterkulissen, die bei genügsamen Zuschauern auch die gewünschten Assoziationen wecken. Doch diese aufschimmernden glänzenden Facetten blenden und verbergen, dass es hier um einen insgesamt hässlichen »Klumpen von Ereignissen« mit ein paar wenigen Glitzerpunkten geht. Der einen Partei geht es darum, die Glitzerpunkte am Klumpen als Beweis dafür zu nehmen, dass eigentlich ein Edelstein vorliegt. Die Gegenpartei entlarvt das Geglitzer als Schwindel, den Klumpen als Desaster.


Die stringente Übersicht über Schreiben von Großmutter Ella K. an Gerichte, an Autoritätspersonen und an offizielle Institutionen und vor allem deren Niederschlag in Gerichtsbeschlüssen und behördlichen Antworten, lassen die systematische Gestaltung und den fatalen Ablauf des Falles erkennen – der zweifellos den Menschenrechten und dem Grundgesetz zuwider läuft. Deshalb sind im Folgenden belegbare Zitate – sowohl aus den Anträgen und Bittbriefen der Großmutter wie aus den die Großmutter beschuldigen Schreiben der Pflegeeltern und ihres Anhangs und den offiziellen Antworten von Vertretern der Justiz, der Politik und der Kirche in der Schriftart >Times New Roman kursiv< gekennzeichnet.


Wissenschaftliche Aussagen sind gedruckt in Arial Narrow kursiv. Der Text unserer Analysen fremder Schriftstücke und unsere eigenen Schriftstücke ist eingerückt und gedruckt in Arial Narrow.


Die zitierten Richter-, Beamten-, Anwalts- und Theologen-Schreiben wurden nicht mit dem Vermerk »Streng geheim« verschickt. Solange ihre Verfasser mit fingierten Namen unkenntlich gemacht sind, gebührt ihren Texten Veröffentlichung, denn sie sind frappierend aufschlussreich, um nicht zu sagen verräterisch – als abschreckende Beispiele sind sie instruktiv. Sie dürfen nicht verloren gehen – gemäß der Erkenntnis, dass böse Beispiele nicht gute Sitten verderben sollten.


Es geht den Autorinnen nicht darum, beteiligte Personen zu beschämen, sondern darum, begangene Handlungen und Formulierungen auf ihre Sinnhaftigkeit und Vereinbarkeit vor allem mit dem Grundgesetz und § 1685 BGB zu untersuchen.


Zu zeigen ist, in welcher Form und mit welchen Methoden sich sowohl Gerichtsbarkeit, vor allem das Amtsgericht in A. mit Herrn Richter Wichtig, und dem vom Gericht gewählten Verfahrensbeistand des Kindes, Herrn RA Wendig, sowie kommunale und staatliche Verantwortungsträger dieser Angelegenheit widmen. Das Niveau dieser Widmungen ist angsteinflößend, somit berichtenswert. Kann die Darlegung dieses Falles vergleichbare Abläufe verhindern, dann hat dieser Bericht seinen Zweck erreicht.


Ist menschliches Verhalten hinsichtlich seiner »Beschaffenheit« und ethischen Effizienz in Frage zu stellen, wird ihm die entschuldigend gedachte Vorsilbe »Allzu-« vorangestellt.




Allzumenschliches


Natürlich kommt einiges an Allzumenschlichem zusammen, um eine Affäre wie die vorliegende zusammenzubrauen.


Dieses Kapitel bietet wissenschaftliche Erkenntnisse, die wegen ihrer puren sachlichen Faktizität ernüchtern. Es stellt eine Hürde dar und unterbricht insofern das Einschlürfen der atemberaubend abenteuerlichen Geschichte. Dies Kapitel, verehrte Leser, lässt sich überspringen. Da es aber – für später im Text auftauchende Begriffe und Phänomene – erklärende Orientierung bietet, die sowohl Einsicht, Verständnis und den persönlichen Auf- und Ausbau ethischer Standfestigkeit in den Turbulenzen menschlicher Beziehungen ermöglicht, ist es nützlich. Sie, verehrte Leser, sind dazu eingeladen – um sich auf das Kommende vorzubereiten und zu wappnen oder es nachträglich in Ihnen passenden Portionen zu konsumieren. Entscheiden Sie selbst.


1. Verschmutzte Sprache: Das wesentlichste Medium im Kampf um Lea ist die verwendete Sprache. Sprache ist entscheidend, denn – je nach Gebrauch – verbindet oder trennt sie Menschen. Ist sie getrübt mit doppeldeutigen Begriffen, logischen Widersprüchen oder nebligen Andeutungen −, wird es gefährlich. Unheil droht, wenn von naiven oder gewissenlosen Sprechern/Schreibern schlampig gewählte Begriffe einseitig und ungeklärt dauerhaft herangezogen werden. Zahlreich sind für diesen Vorwurf die Beispiele dieses Berichts.




Die historische Vergangenheit, auch die jüngste, bietet Beispiele, wie leicht Macht gefestigt werden kann – zumindest zeitweise – mit Sprache. Auf sie gehen Rufmord und illusionär lobende Selbstdarstellungen zurück. Meist ist noch ein drittes sprachliches Mittel im Spiel: Versprechen von einzigartigen Vergünstigungen und Heilserwartungen. Immer wieder lassen sich Menschen von diesen drei sprachlichen Machtmitteln >Rufmord<, >überzogene Selbstwerbung< und – natürlich leere – >Rettungs-Versprechen< faszinieren. Dabei sollten sie im Moment ihres Auftauchens eigentlich alarmiert und aufmerksam sein.


Rufmord wird besonders leicht geglaubt, wenn er unterhaltsam ist. Sein Unterhaltenswert steigt, wenn die Rede ist von außergewöhnlichen, weltbewegenden, erstaunlichen Gefahren in nächster Nähe des Rufmord-Adressaten. Die ihm vermittelte emotionale Erregung des Rufmörders muss ihn anstecken. Rufmordinhalte müssen simpel und übersichtlich sein und dem Empfänger ein Aha-Erlebnis vermitteln. Das Aha-Erlebnis verhilft ihm zur Illusion der endlich gewonnenen Durchschaubarkeit der ungeordneten Realität. Wer sich informiert fühlt, genießt seinen vermeintlichen Vorsprung vor den vielen armen Ahnungslosen. Kennt der Rufmörder sogar den Namen des zu verdächtigenden Buhmanns, umso besser, das steigert die Kampfbereitschaft des Gewarnten, seine Unterstützung bei der Verbreitung des Gehörten, seine Bereitschaft zum Knüppel zu greifen.


Rufmörder halten sich für gerechte Aufdecker fremder böser Absichten, zu erwartender böser Angriffe und bereits verübter böser Aktionen. In Wirklichkeit »decken« sie eigene Fantasien »auf«, die sie ihren vermeintlichen »Feinden« zuordnen. Die vermeintlichen Feinde sind oft nicht in der Lage zu erkennen, was sich hinter ihrem Rücken abspielt.


»Wenn die Menschen Situationen als wirklich definieren, sind sie in ihren Konsequenzen wirklich«, sagen Dorothy und ihr Ehemann William Thomas. Sie verdeutlichen damit, dass Behauptetes und Geglaubtes dieselbe Wirkung entfalten, wie sie eine entsprechende Tatsache bewirkt hätte. Das sogenannte »Thomas-Theorem« ermöglicht das Verständnis dafür, dass der Sinn eines Textes je nach Rezipient anders ausgelegt wird. Da von den gerichtlichen Aktivitäten Protokolle vorliegen, kann im vorliegenden Fall nachvollzogen werden, wie aus Mutmaßungen Sachverhalte werden konnten bzw. können.


Wenn mitgeteilte Halb-, Viertel- oder gar 32igstel-Wahrheiten für voll genommen werden, ist das so, als wenn man sich von einem Mosaik aus tausend Steinchen bereits nach Vorlage von drei Splittern ein Bild machen könnte. Dieser Vergleich veranschaulicht, wie nötig es ist, dass Sprecher auf Genauigkeit achten und Hörer auf diese Genauigkeit angewiesen sind bzw. sie verlangen müssen. Subjektive Meinung und belegbare Tatsache sind säuberlich zu unterscheiden. Meinungen sind grundgesetzlich geschützt. Sie haben ihre Existenzberechtigung als individueller Ausdruck eines Subjekts. Im Einzelfall können sie auch nachvollzogen werden, aber ihr Wahrheitsgehalt ist begrenzt. Ihre Bedeutung beschränkt sich auf das Subjekt und seine Gewordenheit. So ist korrekt festgestellt: »Ich bin gerade draußen nass geworden, also vermute ich, dass es vielleicht regnet«. Es kann ja sein, dass statt Regentropfen der Nachbar mit dem Gartenschlauch eine Attacke ausführte oder ihm ein Versehen passierte.


Selbst wenn Millionen Menschen wahrnehmen, dass Schutzengel durch die Luft fliegen, entzieht das nicht den Bedenken eines Ungläubigen die Berechtigung. Solange die Vorstellung eines Schutzengels nicht einwandfrei auf Stofflichkeit und naturgesetzliche Wirksamkeit zurückführen ist, kann sie als Glaubenskonstrukt gelten, jedoch nicht als dingliches Faktum. Glaube ist Überzeugung ohne Beweise, belegt mit dem Verbot des Hinterfragens. So muss man ihn annehmen. Seine Nicht-Hinterfragbarkeit macht Glaube gefährlich, anfällig für Machtmissbrauch.


Da in den hier zu zitierenden Gerichtsbeschlüssen Meinung und Tatsachen-Angaben nicht separat, sinngemäß, wortgetreu und detailgenau zur Sprache kamen, entwickelte sich der Fall Lea zu einem gesetzlichen und behördlichen Tohuwabohu. Verehrte Leser, diese Schlussfolgerung ist leider kaum in Frage zu stellen, weil ersichtlich ist, dass ein Richter etwas höchstens Vermutbares behandelt wie bereits Stattgefundenes. Das schreckt doch auf: eine subjektive Zukunftsvorausschau wird mit einem gegebenen Straftatbestand verwechselt?


Wird die Unterscheidung von stattgefundener Geschichte und fantasierter Fiktion nicht ernst genommen, verursacht das Gänsehaut bei denen, die geistiges Kuddelmuddel fürchten. Kein – seine Berufsbezeichnung verdienender – Mathematiker lässt sich überzeugen von einer Addition 1+1=5. Können Juristen-Prinzipien den Vergleich mit wissenschaftlichen Mathematiker-Standards bestehen? Was lassen Rechtsgelehrte an zweifelhaften Axiomen durchgehen? Ein solches tragisches Ergebnis kommt hier zum Vorschein.





2. Verwechslung von zugestandener sozialer Macht mit geistiger Allmacht. Steht Autoritäten das entscheidende letzte Wort zu, lassen sie sich schon mal verführen, die eigene Sicht für unübertrefflich zu halten. Sie bestimmen, was wie aufzufassen, anzuklagen, abzuurteilen und zu bestrafen ist. Dem Chairman schmeichelt seine »gute Idee«, sie erfreut, ergreift, erhebt ihn. Schnell sind blöde Besorgnisse und Skrupel unterdrückt. Vor Augen flirrendes Geglitzer auf dem schwarzen Klumpen tut ein Übriges. Das heißt, wenigen Details kann so viel Aussagekraft zugeschrieben werden, dass sie Schlussfolgerungen nahelegen, die der Realität nicht standhalten. Bekannt ist, wie zudem Routinen und Schematismus die Blindheit für eigene Fehler und Unzulänglichkeiten begünstigen. Psychologen haben herausgefunden, dass das Bewusstsein von Macht wie eine Droge wirkt. Es benebelt Verstand und Selbstkritik, es blockt das Bewusstwerden von Moralkriterien.


3. Selbstbezogenheit und Selbstgerechtigkeit: Ein Interesse an der Aufnahme von Pflegekindern stammt aus den unterschiedlichsten Quellen. Vor dem Eintritt einer ersehnten Schwangerschaft kann zum Beispiel die eigene Mutterschaftstauglichkeit bewusst oder unbewusst angezweifelt werden. In dieser Not versucht man als Pflegemutter fremder Kinder die Mutterrolle zu üben. Ein zweites Motiv zur Annahme eines Pflegekindes kann der Wunsch des Ersatzes eines »verloren gegangenen« eigenen Kindes sein. Wer sich infolgedessen die Illusion, ein angenommenes Kind könne »eigenes Fleisch und Blut werden« zur Realität kneten will, den stört natürlich die leibliche Verwandtschaft seines Pflegekindes. Für solche Pflegeeltern stellen sie eine höchst unliebsame Konkurrenz dar. Sie sind Stachel in der Idylle »vom Kind als Ausweis eigener Fruchtbarkeit und bester Mütterlichkeitseignung«. Weitere Motive zur Annahme eines Pflege- oder Adoptivkindes können tatsächlich altruistischer Natur sein, aber auch egoistisch-selbstbetrügerisch.




Mit welchen Methoden kann ein Pflegeelternpaar seinen ausschließlichen Begehr am fremden Kind verwirklichen? Eine Adoption erleichtert die komplette Konfiszierung des Kindes. Falls das nicht geht, bleibt nur die Entfremdung zwischen Kind und dessen leiblicher Verwandtschaft. Wie betreibt man diese Entfremdung?




	Man ekelt die leibliche Familie solange fort bis zu deren freiwilligem Abstand zum Kind.


	Man entwertet in den Augen des Kindes die leibliche Verwandtschaft, so dass es sie verabscheut und gegen sie ein aversives Vorurteil entwickelt.


	Man vergrößert mit Jugendamt und Familiengerichten die einsetzbaren Truppen zum Entfremdungskampf von Kind und Herkunftsfamilie. Gelingt es, sie für den edlen Einsatz der Pflegeeltern zum Schutz des Kindeswohls zu instrumentalisieren, werden die Kindsverwandten sich schon irgendwann bemüßigt fühlen, Abstand zu halten. Der Vorteil dieser Alternative ist, dass alles »schön amtlich« abläuft.


	Man dichtet dem Pflegekind Schwächen an, die nur zu beheben sind, wenn dieser unumgängliche Gesundungsprozess des Kindes nicht durch das Erscheinen der leiblichen Angehörigen gestört und behindert wird. In dem Fall ist ihr rücksichtvoll-freiwilliger Verzicht auf Annäherung gefragt. Sie sollen »Ruhe geben«, heißt es. Gemeint ist, sie sollen überhaupt nicht in Erscheinung treten. Am besten wäre, sie stellten das Atmen ein. Andernfalls können die Pflegeeltern resümieren: Wie schrecklich »dumm« sind Blutsverwandte, wenn sie diesen Sinn nicht erfassen und wie »böse« sind sie, wenn sie ihn nicht beherzigen!


	Als letztes Mittel kann ein allein-sorgeberechtigter Elternteil vorgeschoben werden, der unter Aufbietung seines Sorgerechts, den Zugang zum Kind verbietet – ungeachtet des Grundgesetzes, das Sorgerecht begrenzt – wie es jede Freiheit begrenzt, die willkürlich zu Lasten fremder Freiheiten missbraucht wird. Sorgerecht darf nicht so weit gehen, dass Menschenwürde verletzt wird – nicht die des Kindes und nicht die seiner nächsten, umgangsberechtigten Familienangehörigen.








4. Selbstmanagement in fremden Augen: Der Wunsch nach positiver Identität in fremden wie in eigenen Augen ist ein allgemeines lebenswichtiges Bedürfnis. Die Bedeutsamkeit dieses Wunsches verführt zu Schummelei und zum Selbstbetrug. Weil es dem eigenen Ansehen widerspräche, einem falschen Kollektiv anzugehören, fantasiert jedes Mitglied einer Gemeinschaft bei den Angehörigen der eigenen Gruppe »(ge) rechte Gesinnung« und prinzipielle Unschuld. Konkurrenzgruppen wird ein Makel angedichtet. Dadurch springt das eigene Renomee umso vorteilhafter – vor allem ins eigene Auge. Fremde Gruppen mit Makel fallen als Attraktion weg. Jede Herabsetzung Fremder poliert eigenes Ansehen. Besser wäre natürlich die Erkenntnis: Wer andere schlecht macht, hat´s nötig.




Jeder Mörder kann erklären, weshalb er selbst unschuldig und sein Opfer der wahre Bösewicht ist. Natürlich ist es langfristig sinnvoller, sich den eigenen Leumund nicht zu erheucheln und vorzuschwindeln, sondern sich entgegengebrachtem Applaus von Anhängern selbstkritisch würdig zu erweisen. Pflegeeltern, wie in diesem Bericht das Ehepaar Happig, wissen, was sie ihrem ehrsamen Ruf an Werbung schuldig sind. Sie päppeln ihn auf mit der besonderen Art ihrer Selbstdarstellung – nach ihrem eigenwilligen Selbstverständnis. Mit folgenden Methoden lässt sich eigenes Selbstwertgefühl aufplustern: Jede Distanzierung zu einer verachteten Person gewährt dem Sich-Distanzierenden den Vorteil, die gute Seite des Verstoßenen nicht erkennen zu müssen. Der Verstoßende kann sich seine Feindseligkeit konservieren und wie gelagerter Wein im Geschmack verbessern. Je abgelagerter diese Form von Wein, desto wohlschmeckender das Geschluckte, desto erhebender der Rausch und desto ferner der Gedanke an den irgendwann sich doch einschleichenden Kater.


Zu diesem Punkt gehört auch >Beharrlichkeit<. Man kann seine Wahl auch noch favorisieren wenn die sichere Niederlage abzusehen ist. Was steckt dahinter, wenn man bis zum ruinösen Ende beharrlich weiter in ein verlorenes Geschäft investiert, weiterlügt, selbst wenn die Lügen längst entlarvt sind; oder nicht aufgeben kann, selbst wenn sich der Missstand von Tag zu Tag verschlimmert?


Es ist das Bedürfnis, sich nicht zu blamieren. Das Eingeständnis, sich selbst als Verlierer anerkennen zu müssen, ist unerträglich. Neuigkeiten, die einen zum Wundenlecken zwingen, will man nicht hören, nicht bedenken, nicht sich selbst eingestehen.





5. Gedankenlesen: Fremde Gedanken sind nicht zu entlarven. Doch um sich die Glut seiner Feindseligkeit am Glimmen zu erhalten, identifiziert man hinter der Stirn des Feindes dessen böse Gedanken. Bei den sogenannten »Gedankenlesern« fällt auf, dass sie bei sich selbst nur Wohlmeinendes entdecken können. Die Bösen sind stets die anderen.


6. Die Magie von Ideen: Vorteilhaft für egoistische Interessen ist »magisches Denken«. Kinder im sogenannten »magischen Alter« von ca. zwei Jahren können per Lidschluss einen von ihnen wahrgenommenen Unhold aus der Welt schaffen. Durch Bedecken ihrer Pupille können sie sich sogar selbst unsichtbar machen, um – im Fall des Erwischtwerdens z. B. beim Keksklauen – sich selbst aus der Schusslinie zu nehmen. Gefühlte Scham ist verbunden mit dem Wunsch des Unsichtbar-Seins. Dieses magische Vermögen kann sich bis ins Erwachsenen-Leben erhalten. Wirklich? Wie kommt ein Richter/eine Richterin dazu, einen Beschluss zu formulieren, der Sachverhalte verkennt und gültiges Recht missachtet? Kann er/sie übersehen, dass sein/ihr Schriftstück den besten Beweis seiner/ihrer – auch mal unzulänglichen – Gesetzeskenntnis abgibt? Was lässt ihn/sie hoffen, seine/ihre Entscheidung käme nur unkritischen Lesern vor Augen? Antwort: sein/ihr magisches Denken.


7. Der Ruf: »Der Wolf ist da!« Eine weitere menschliche Schwäche wird – wie unser Bericht belegt – strategisch verwendet: die Angst vor Bedrohung. Gefahrenmeldungen, auch erfundene, wirken umso einschüchternder und werden umso schneller befolgt, je dramatischer sie vorgebracht werden. Ein Überprüfen auf Richtigkeit kostet Zeit. In einer Risikolage darf Zeit nicht verschwendet werden mit dem Ermitteln von Wahrheitsgehalt und Berechtigung der Warnung. Lieber den Grad der Gefahr ernst nehmen und sich schnell in Sicherheit bringen. Außerdem weckt jede – scheinbar in die Schnauzenregion des Wolfes gelangte – Person Mitleid. Nur Kampflustige stellen sich Gefahrenverursachern. Die Kampfabgeneigten bevorzugen die Flucht und werben fürs Flüchten.




Personen mit Irreführungsabsicht übertreiben gern zu erwartende Gefahren. Wer sich erschreckt, stiftet weitere zum Abhauen, zu Demutshaltung oder Kapitulation an – doch auch zum Anschluss an den vermeintlich wohlmeinenden Aufschrecker, der meist das Rezept zur Gefahrenabwehr parat hat oder zu haben vorgibt.





8. Stereotype: Was mit den Stereotypen >Alle Pflegemütter sind aufopferungsvoll< und >Alle Richter sind um Gerechtigkeit bemüht< angerichtet werden kann, wird hier bewiesen. Die Verwendung von Stereotypen ermöglicht den raschen Aufbau von Fassaden, verhilft zu schnellen Entscheidungen und erleichtert Gewissensberuhigung. Leider verursacht sie auch grobe Irrtümer. Stereotypes Denken verführt dazu, einen beschimpften Menschen auch für einen Beschimpfenswerten zu halten. Das dahintersteckende Stereotyp lautet: Was nicht sein darf, kann nicht sein. Stereotype sind quasi Infektionserreger mit hoher Ansteckungskraft. Bei der Kindererziehung werden Stereotype eingesetzt, um dem Kind die komplexe Welt – per Simplifizierung – verständlich zu machen. Kinder werden entweder entmutigt mit einem »Das verstehst du noch nicht!« oder einem Stereotyp ruhiggestellt.


Aus Stereotypen erwachsen Plattitüden und Phrasen. Folgendes passiert, wenn Stereotype wichtiger sind als Menschenrechte: »Da das Jugendamt zwar nach dem Gesetz vor allem aber dem Kindeswohl verpflichtet ist, werde, so [die OLG-Richterin Gretel] Diehl, kein Richter in Deutschland gegen den Willen des Jugendamtes entscheiden, sondern so beschließen, wie das Jugendamt es mittragen und umsetzen wollte. … Konkret heißt das, dass der eigentliche Richter im Jugendamt sitzt und der Richter lediglich das Sprachrohr des Jugendamts ist, dessen vermeintliche Kompetenz in Sachen »Kindeswohl« er kraft seines Richteramtes für rechtmäßig erklärt. … So agiert das Jugendamt nach bestem Wissen und Gewissen seiner Mitarbeiter völlig frei im weiten Feld des »Kindeswohls« und wird nicht einmal durch eine übergeordnete Fachaufsicht kontrolliert bzw. in Schranken gewiesen«. Das schrieb Franz Romer 2008, es beschreibt auch noch 2021 die familienrichterliche Realität in A und Oh.


9. Verlierersymptomatik: Verlierer outen ihre wachsende Angst vor einer Niederlage mit zunehmender Lautstärke und abnehmendem inhaltlichen Niveau ihrer Beschimpfungen, Argumentationen, Drohungen und Missgriffe. Sie steigern den Ausdruck ihrer destruktiven Aggression, in der Hoffnung, als gefährlich zu gelten, um doch noch den Sieg an sich zu reißen. Sie schinden den Eindruck von Überlegenheit und der wirkt auf Ängstliche einschüchternd.


10. Subjektivität: In dieser Liste darf die Erkenntnis aus der Antike nicht fehlen: Der Mensch ist das Maß aller Dinge. Deswegen müssen Bewertungsmaßstäbe ethisch geeicht sein. Bewertungen eines Individuums spiegeln Reife oder Unreife seiner Persönlichkeit. Mehr nicht. Fremde Klugheit lässt sich nur mit eigener Klugheit erkennen. Unwissende können Schäbigkeit für Klugheit halten. Der wissende wie der unwissende Mensch verkörpern ihre jeweiligen Maßstäbe so, wie sie zu ihren Weltbildern passen.


11. Glaube: Unwissenheit verleitet dazu, Wissenslücken mit etwas Geglaubtem zu füllen. Mit Geglaubtem wird fehlendes Wissen in den eigenen Augen unsichtbar gemacht. Ungewissheit und Hin-und Her-Gerissen-Sein, also Ambiguität, ist schwer zu ertragen. Scheinbarer Ausweg aus dieser Klemme ist der Glaube an eigene Unfehlbarkeit und die Selbstsuggestion des Alleswissers.




Bekannt ist die katholische Tradition, Zweifel eines Gläubigen an einem Dogma zu sanktionieren. Bekannt ist auch, dass jahrelang Kirchenrepräsentanten den ehrlichen Aussagen sexuell missbrauchter Kinder nicht glauben wollten, da sie sich selbst mit der »Mutter« Kirche identifizieren und somit selbst beschmutzen würden. Machtüberlegenheit verführt also, sich anzumaßen, fremde Glaubwürdigkeit allein in Abhängigkeit daraus entstehender eigener Vor- oder Nachteile zu beurteilen.


Es gibt Kriterien zu fairer Beurteilung von Glaubwürdigkeit! Auch für Unglauben stehen Erklärungen zur Verfügung. Weshalb werden diese Kriterien und Erklärungsgründe nicht zur Untersuchung angewandt, um ungerechtfertigte Reaktionen gegenüber einem – an offiziellen Vorgaben – Zweifelnden und einem zu Unrecht der Wahrheit Ausweichendem herangezogen? Glauben, egal welcher Art, darf bei Gericht kein anderer Rang zugestanden werden als dem einer Meinung. Die Erziehung Leas muss frei sein von Zwang, etwas Bestimmtes glauben zu müssen. Diesen Zwang nennt man Indoktrination. Sie ist grundgesetzlich verboten. Zudem ist zu beachten: Lea gebührt Respekt vor ihrer subjektiven Glaubwürdigkeit. Wenn sie sich vor dem Einschlafen vor dem Allein-gelassen-Werden fürchtet, ist das aus ihrer Sicht gerechtfertigt und hat einen sinnvollen Grund, der sich aus der Art der Beziehungsgestaltung der Pflegeeltern zu Lea ergibt. Das Mädchen ist in diesem Fall weder krank noch schwach, sondern sie findet auf beängstigende Erkenntnisse keine andere Reaktionsmöglichkeit.





12. Seilschaftshandeln: Mit einem »Fangnetz« aus Seilschafts-Mitgliedern lassen sich ersehnte, aber legal unerreichbare »Gegenstände« leichter aneignen als mit der Einzelunternehmung. Der Begriff Seilschaft wurde – dank Digitalisierung – durch »Netzwerk« ersetzt. Damit wird stärker verdeutlicht, worum es geht: etwas gemeinschaftlich einfangen und verfügbar zu halten.




Seilschaftsmitglieder sind identifiziert mit den angeblich gemeinschaftlich vertretenen Werten, ohne dass genau geprüft wird, ob alle Einzelhandlungen der Seilschaftsmitglieder den propagierten Werten auch tatsächlich dienen. Die Identifikation mit der Seilschaftsideologie kann so weit gehen, dass eine in einer seilschaftsfremden Gruppe geäußerte seilschaftsabträgliche Meinung als persönlicher Angriff empfunden wird, und zwar körperlich schmerzhaft, wie das bei Beschämungen der Fall sein kann. Diese Empfindung der Entwertung wird genutzt als Recht auf »Notwehr«, die umgehend und zwar unbedenklich-destruktiv ausgeführt wird.


Seilschaftsmitglieder werden meist nicht gewahr, in welchem Geflecht und mit welcher Wirkung sie welche Funktion erfüllen. Gefolgschaftswillige Seilschaftsangehörige zeichnen sich durch unzureichende Orientierung über das eigene Tun, Denkfaulheit und Kritiklosigkeit aus. Diese drei Faktoren präzisieren den Begriff >Routine<.


Seilschaftsteilnehmer profitieren von zwei Vorteilen: 1. Man muss nicht merken und nicht wissen, was man tut. 2. Man profitiert von Verantwortungsaufteilung. Je zahlreicher die Schultern sind, auf denen Verantwortung verteilt ist, desto geringer wird bei Versagen und Misslingen der Seilschaftsaktion der eigene Schuldanteil empfunden. Beide Vorteile bescheren ein dauerhaft reines Gewissen und verführen zum Wunsch nach Seilschaftsintegration. Je zahlreicher die Mitglieder einer Seilschaft, desto leichter vertreten sie ihre Ansichten als »dem Allgemeininteresse dienend«. Damit gelten diese als anderen Ansichten überlegen, also vorrangig gültig. Eine Seilschaft befindet sich in einer Blase aus Selbstgewissheit ohne Selbstgewahrsam. Seilschaftszugehörigkeit hat einen Nachteil, man erkennt nicht mehr den Zeitpunkt, an dem das Seilschaftshandeln nicht mehr zielführend sondern bereits kontraproduktiv ist.


Ein »Seilschaftsmitglied« begibt sich – mit dem Griff zum Seil – seiner menschlichen Individualität, denn am Seil sind persönliche Fisimatenten tabu. (Üblicherweise werden Ausdrücke individueller Betroffenheit und individuelle Versuche ethischer Erwägungen abqualifiziert als angeblich gemeine »Fisimatenten«.) Am Seil ist allein fremdbestimmtes Handeln, nach den Vorgaben des Seilschaftsführers und seiner Vertreter zugelassen. Für Personen, die sich freiwillig in Seilschaften eingliedern, zählt das Ansehen der Mitgliedschaft und die Nähe zum Seilschaftsführer. Typischerweise ist der »Seilschaftsgeist« die Abwesenheit von Geist – im Sinne origineller Ideen – sowie von fehlendem Bewusstsein für soziale Verantwortung. Am Seil herrscht der Geist von Pferden vor, die im Vierergespann den Bierwagen ziehen. Ihre Welt besteht aus Trense, Zügel, Kutscherpeitsche und Hafersack, nicht aus abstrakten Vorstellungen von Stadtplan, Stadtgeschichte, Stadtleben, Effizienz von Güterbewegungen etc. Zwischen dem Pferdeleben an der Deichsel und dem auf der Koppel besteht eine unüberbrückbare Kluft: Das eingespannte und das freie Tier können sich nicht mehr verständigen und verstehen. Kein freies Pferd kommt auf die Idee, freiwillig den Platz vor dem Wagen zu seinem Lieblingsaufenthaltsort zu erwählen.


Das Festhalten am Seil geht beim Menschen auf seinen spezifischen »Herdentrieb« zurück, der mit Erziehung verstärkt werden kann. Gefragt ist die Verlockung des propagierten schönen Scheins eines bestimmten Kollektivs. Seilschaftsmitglieder meinen, ihr Handeln mit ihrem »Glauben« entschuldigen zu können, wie beispielsweise NS-Seilschaftsmitglied Baldur von Schirach, der beim Nürnberger Kriegsverbrecherprozess erklärte: »Ich habe an diesen Mann [Hitler] geglaubt; das ist alles, was ich zu meiner Entlastung sagen kann«. (Glaube kann viel entschuldigen.) Das Leben verlangt dieses ständige Abwägen zwischen der Portionierung von notwendiger Disziplin im Sinne der Gesellschaft und dem Ausdruck seiner einmaligen Individualität.


Die Übersichtlichkeit eines Seilschaftssystems bietet dem Seilschaftsführer einerseits Effizienz zu Erreichung seiner Ziele. Doch ebenso erleichtert es die Korruption in der Reihe der Seilschaftszugehörigen und kann deswegen auch die Stabilität der Seilschaftsspitze gefährden.





13. Vermiedener Gesicht-zu-Gesicht-Kontakt. Eine Person, der Gesicht-zu-Gesicht-Kontakt verweigert wird, lässt sich ungehemmter benachteiligen bzw. übervorteilen. Damit schrumpfen deren Chancen auf Rechtsgewähr. Kriegen die Augen eines Richters nicht die schmerzlichen Folgen seiner Beschlüsse zu sehen, stören ihn nicht so schnell Zweifel an seinen Entscheidungen.




Überzeugt einen Richter der Vortrag einer gestandenen Frau von ihrem edlen Willen und ihrer aufopfernd betriebenen Mühe zum Wohl eines Pflegekindes – vermutet er dahinter nicht so leicht pflegeelterliche Missgunst gegen eine leibliche Verwandte als Wettbewerberin um die Gunst ihres Pflegekindes.





Keinem Richter darf nachgesagt werden, er folge, gehorche oder neige einer Partei zu, weil eine solche Formulierung ihm Rechtsbeugung unterstellt. Ein Rechtsbeuger legt das Gesetz vorsätzlich falsch aus. Doch wie sieht es aus, wenn dem Richter eine merkliche Portion beruflicher Skepsis entwischt? Wenn er nicht detailgenau und wortgetreu aus meinungsgesättigten Ansagen die Spreu (also die subjektive Meinung) vom Weizen (also der harten Wahrheit) trennen kann. Grundfalsche Urteile sind keine Straftaten, sondern Anlässe zur Inanspruchnahme höherer Instanzen.


Im »Fall Lea« kommen weitere »Zutaten« wie Verlogenheit, Rachedurst, eine geballte Ladung pädagogische Unwissenheit, Blindheit für die Qualität von Sozialbeziehungen und dysfunktionale Gewissensbildung hinzu. Wir lassen unsere Leser nicht mit vagen Angaben allein, wir liefern Konkretes.


Ein sich an Menschenwürde orientierender Staat ist verpflichtet, von allen mit der Betreuung von Kindern befassten Personen Bewusstsein für Menschenwürde vorauszusetzen und von ihnen deren Unantastbarkeit zu verlangen. Ein Bewusstsein für Menschenwürde verhindert a. jegliche Form von Besitzanspruch an anderen Menschen und b. eine »Allergie«, sich als Eigentum anderer beanspruchen zu lassen. Nach dem Grundgesetz darf keine Person verdinglicht, zum Objekt herabwürdigt, d. h. ihrer Menschenwürde beraubt werden. Wer das dennoch unternimmt oder zulässt, schadet nicht nur seinem Opfer, sondern auch sich selbst. Menschenkauf und Sklavenhaltung, selbst bei »gutgemeinter« Sklavenbehandlung, ist ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Damit wird nicht nur der Sklave entehrt, sondern Menschenhändler und Sklavenhalter entwürdigen sich in diesen Funktionen selbst.




Des »Pudels Kern«


>Elterliche Sorge< ist ein Rechtsbegriff, er entspricht einem natürlichen menschlichen Bedürfnis. Das Sorgerecht erlaubt nicht nur, die Umsorgung eines Kindes genüsslich auszukosten, es verpflichtet auch dazu. Der Lohn der Fürsorge ergibt sich mit der gelungenen Entwicklung eines Kindes zu einem gesunden, autonomen und verantwortlichen Erwachsenen.


In den ersten Lebensjahren wird durch Nachahmungslernen Bewusstsein für Menschenwürde erworben, wenn der Säugling und das Kleinkind es durch vorbildhafte Versorgung erleben kann. Dieses Kernbewusstsein wird durch Sozialisation in außerfamiliären gesellschaftlichen Zusammenhängen – im Idealfall – ergänzt mit abgewogenen Kriterien und Maßstäben. Beides begründet den Aufbau von Selbstachtung, im besten Fall – je nach Qualität und Stringenz – zu unkorrumpierbarer Selbstachtung. Gelingt am Lebensanfang nicht der erste Schritt zu funktionaler Ich-Du-Wir-Orientierung, fehlt die Grundlage für weitere Schritte der Persönlichkeitsentwicklung und -Reifung.


Kulturelle, politische und ökonomische Bedingungen können Barrieren errichten, die das Mutter- oder Vater-Sein vergällen und damit ein ersprießliches Kinderleben lahmlegen und letztlich das Wohl der Gesellschaft gefährden. Der Nutzen des gesetzlich garantierten »Familienschutzes« besteht im Erhalt einer reziprok-ausgerichteten friedlichen und naturbewahrenden Gesellschaft. Die Missachter von Menschenwürde praktizieren Menschenverachtung. Solange ihnen niemand mit »guten Beispiel« Einhalt gebietet, halten sie daran fest.


Wer in seinen Mitmenschen nur chemisch analysierbares Material, wägbare Massen, raumfordernde Körper oder unterhaltsames Spielzeug sieht, wer sie für Gegenstände hält, für käufliche Ware, für Posten in wirtschaftlichen Bilanzen, kann sich die Freiheit herausnehmen, sie seiner Manipulationsgeschicklichkeit und Manipulationskreationslust auszusetzen. Selbst wenn er eine – in seinen Verfügungsbereich gebrachte – Person zum Prestigeobjekt aufwertet, so bleibt sie für ihn ein Ding, eine Sache, ein Bedarfsgut – ausgestattet mit Verfallsdatum. Wer eine Sache besitzt, kann mit ihr machen, was er will. Dinge haben keine Gefühle, kein Mitspracherecht, kein Gedächtnis. Aber auch Dinge bezeugen die Qualität, mit der sie behandelt werden.


In den eigenen Besitz übergegangene Güter haben den individuellen Wert, den ihnen der Besitzer zugesteht. Dieser individuelle Wert macht sich bemerkbar in der Verteidigungsbereitschaft des Besitzers für dieses Gut. Kollektive vertreten bezüglich ihrer Besitzwünsche kultur-typische Präferenzen. So gibt es Nationen, bei denen zu beobachten ist, dass der Wert eines Autos oder das Guthaben eines Kontos den Wert eines Kindes übersteigen, messbar an der Aufmerksamkeit, die man den zwei Objekten (Auto, Konto) und diesem Subjekt (Kind) zukommen lässt. Eine Gesellschaft braucht Gesetze, um liebevolle familiäre Beziehungen anzumahnen? Sie sind eine nötige Erinnerung daran, die Tradition lieb- und würdeloser Beziehungsgestaltung zwischen Mächtigen und Machtlosen innerhalb einer Familie einzudämmen. Die Antwort auf die Frage »Wozu hat man denn die Kinder?« darf nicht länger bedeuten »damit sie beitragen zur Wunscherfüllung von Geldvermehrung und Autoanschaffung« oder andere rein egoistische Interessen. Bös´ gefragt: Sollte man etwa Kinder haben wollen um der Kinder willen?


Großmutter Ella K. ist vom § 1685 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) durch Familienrichter Wichtig abgeschnitten. Er hält für selbstverständlich, dass Enkel und Großeltern nicht unbedingt zueinander gehören – solange das Kind in materiell abgesicherten Bedingungen lebt.


Die erste Hürde, die Frau K. nicht überspringen kann, ist ihre finanzielle wirtschaftliche Knappheit. Sie versperrt ihr den Rechtsweg. Die familienrichterliche Genehmigung einer Begegnung von Großmutter und Enkelin hängt ab von Herrn Amts-/Familienrichter Wichtig. Er betätigt den Schalter zur Genehmigung oder zur Ablehnung ihres Antrags auf Verfahrenskostenhilfe (VKH). Die Großmutter fürchtet sich vor Verschuldung durch lange Verfahren. Jeder abgelehnte VKH-Antrag erschreckt sie – erstickt jedoch nicht die Liebe zu ihrer Enkelin und entmutigt sie nicht.


Ein Antrag auf VKH stellt dem Richter eine mathematische Aufgabe. Er hat Einkommen und Ausgabenverpflichtungen der Antragstellenden zur Kenntnis zu nehmen und die Berechnungstabellen heranziehen – Ermessensspielraum hat er keinen. Er kann bei einem Einkommen, das einen Euro über dem Erlaubten liegt, den Antrag ablehnen. Da der »Erfolg« seiner Rechtsprechung in Herrn Richter Wichtigs Hand liegt, rechnet er hier nicht. Er verweigert die VKH und damit den Rechtsweg wegen der ihm vorschwebenden »Aussichtslosigkeit« des Verfahrens. Für ihn kommt seine allergnädigste Erlaubnis zum Besuch einer Großmutter bei ihrem in Pflegschaft lebenden Enkelkind nicht in Betracht. Verehrte Leser, Sie wundert das? Bedenken Sie: Der Richter fühlt sich als Verteidiger von »Kindeswohl«, hört auf die Empfehlungen von Jugendamt und KPf-D. Beide informierten ihn über die bestehende »Ideallösung« von Leas Unterbringung bei den Pflegeeltern. Ohne beweisbare Begründung wird die Großmutter anfangs nur orakelhaft als potenzielle »Kindeswohlgefährderin« ausgegeben. Sie darf das Kind nicht einmal aus gebührender Entfernung anschauen.


Welchen »Beweis« hat Herr Richter Wichtig, um der Großmutter keinen kindeswohl-dienlichen Umgang zuzutrauen? Er braucht keinen. Von der VKH-Antragstellerin verschafft er sich keinen Eindruck. Zeitverschwendung. Das geht in den folgenden acht Jahren so: keine VKH, kein persönliches Gespräch zwischen Richter und Großmutter, keine Kontaktgelegenheit von Großmutter und Kind!


Das Bundesverfassungsgericht erklärte die Ablehnung von VKH in einem, wie dem vorliegenden Fall, (Klärung von Umgangsrecht), für prinzipiell unzulässig, wenn sie begründet wird mit »fehlender Erfolgsaussicht«. Der Frage, ob eine Missachtung des § 1685 BGB vorliegt oder nicht, muss im Einzelfall per Verfahren nachvollziehbar und ethisch abgesichert geklärt werden.


Richter Wichtigs erste Antragsablehnung wegen »negativer Erfolgsaussicht« verletzt Art. 3 GG. Alle ausreichend Begüterten kommen anstandslos in den Genuss des Rechtsanspruchs auf richterliche Überprüfung der Sach- und Rechtslage – auch durch höhere Instanzen – unzulänglich Bemittelte dagegen nicht. Damit wird Art. 20 (3) GG grob verletzt, der betont »die Rechtsprechung« ist »an Gesetz und Recht gebunden«. Die zwei Prinzipien »Gleiches Recht für alle« und »Alle sind vor dem Gesetz gleich« gelten hier also nicht. Sind dem Personal eines Amtsgerichts diese Grundsätze unbekannt? Zu spät, nämlich erst am 26.10.2017 klärt eine Drucksache des Landtags Rheinland-Pfalz (17/4481) auf, dass »In einem gerichtlichen Umgangsverfahren« »den Großeltern nicht die Beweislast für die Kindeswohldienlichkeit des Umgangs« »obliegt«, also auch nicht auferlegt werden kann. Bei Frau K. wurden gerichtlicherseits nicht mal die Gründe zur Verweigerung ihres Umgangsrechts auf Stichhaltigkeit geprüft. Mit seiner VKH-Ablehnung missachtet Herr Richter Wichtig a. die Verfassung b. die Kindschaftsrechtsreform von 2013 und c. seine Pflicht »alle erforderlichen Beweise zu erheben«. Ihm reichen die Angaben von Jugendamt, KPf-D und Kindsmutter ohne Durchführung einer Anhörung. Die Drucksache mahnt jedoch an: »Das Gericht ist in Umgangsstreitigkeiten gehalten, in jeder Lage des Verfahrens auf ein Einvernehmen zwischen den Verfahrensbeteiligten hinzuwirken, wenn dies nicht dem Kindeswohl widerspricht. Die Eltern kann das Gericht etwa anweisen, Beratungsangebote der Kinder- und Jugendhilfeträger wahrzunehmen und an Informationsgesprächen über Mediation oder sonstige Möglichkeiten der außergerichtlichen Konfliktbeilegung teilzunehmen«. In der Drucksache wird explizit darauf verwiesen: »Die Mitglieder der Kinderkommission wissen um die Bedeutung, die Großeltern für die Entwicklung ihrer Enkelkinder haben können«. Familienrichter Wichtig misst dem Inhalt dieser Nachhilfelektion keine Bedeutung zu.


Nachdem also das Bundesverfassungsgericht Familienrichtern die prinzipielle Möglichkeit raubte, Anträge auf VKH wegen »Aussichtslosigkeit« abzulehnen, verlegt sich Herr Richter Wichtig bei Frau K. eine Zeitlang auf die Strategie, ihre VKH-Anträge auf Formfehler abzusuchen – ohne den Hauptgesichtspunkt zu beachten, nämlich Vorliegen oder Ausschluss einer prekären wirtschaftlichen Lage. Er agiert wie ein Arzt, der einem Schwerverletzten – trotz Gefahr im Verzug – Hilfe verweigert, weil der Behandlungsbedürftige seine Krankenkassenkarte nicht vorlegen kann. Ein seltsames ethisches Berufsverständnis: ein Familienrichter verliert über VKH-Anträgen das eigentliche Ziel seiner Aufgabe, »Familienschutz«, aus den Augen.


Wenn ein Richter sich scheut, einem Antragsteller irgendwelche Hilfestellung beim Beantragen zu geben, kann man ihm abnehmen, dass er wohlwollende Parteilichkeit fürchtet. Doch sollte er darauf achten, dem Antragstellenden nicht im Nachhinein einen beim Ausfüllen entstandenen »Formfehler« als Stolperstein vor die Füße zu werfen, weil er sich damit des Verdachts der feindseligen Parteinahme aussetzt. Herrn Richter Wichtigs VKH-Ablehnungen erreichen in neun Jahren eine beachtliche Anzahl. Wäre Frau K. reich, hätte sie längst den Weg bis zum Bundesverfassungsgericht gewagt, doch fürchtete sie die Kosten. So zappelt sie seit neun Jahren in Herrn Richter Wichtigs Fängen. Die Zwangsläufigkeit: Kein Geld, keine Freiheit, keine Rechte – nicht mal die auf Familienbindungen, – und beeinträchtigte Gesundheit, hier ist sie augenfällig. In Frau K.s VKH-Anträgen liegt Herrn Richter Wichtig die Biografie einer frühberenteten, zu 70 % schwerbehinderten ehemaligen Postarbeiterin vor.


Richter Wichtig scheint bei ihr üppige Rücklagen, Aktienpakete, Immobilienbesitz zu mutmaßen. Seit 29 Jahren arbeitet Frau K.s Ehemann bei derselben privaten Arbeitgeberin ohne Tarifbindung. Das ist ein doppelt so langer Zeitraum wie der, in dem Herr Richter Wichtig seine VKH-Ablehnungsbeschlüsse produziert. Wie sollen hier wesentlich andere Besitzverhältnisse zustande kommen? Einmal beanstandet das Oberlandesgericht, OLG, einen Beschluss von ihm. Es genehmigt Frau K.s VKH-Antrag. Doch was sich dann vor dem OLG zutrug, erweckte zwar Hoffnung, erwies sich dennoch als Flop. Frau K.s angeborenes Bedürfnis der natürlichen Bevorzugung von Verwandten und ihre angeborene Zuneigung zu Familiennachwuchs widersteht dennoch Einschüchterung und Zermürbung.


Was erwarten der Staat, die Regierung, das Parlament, die Wahlberechtigten von Familienrichtern? Seine eigene Berechtigung begründet der Staat mit seinem Verfassungsversprechen der »unantastbaren Menschenwürde«. Hier ist jedoch ein Richter entscheidungsbefugt, Familienbeziehungen oder Pseudo-Familienbeziehungen hoheitlich anzuordnen oder aufzukündigen ohne zertifizierte Kenntnisse zur Einschätzung oder Bemessung der Qualität verwandtschaftlicher oder pflegeelterlicher Beziehungen. Pädiater, Erziehende und Lehrer müssen sich für ihre beruflichen Aufgaben qualifizieren, Familienrichter verlassen sich auf juristisch unqualifizierte, vielleicht auch psychologisch-pädadogisch ungeschulte Jugendamtsmitarbeiter bzw. Beschäftigte eines privaten katholischen Vereins, ohne absichernde Übersicht oder Einblick in deren Ausbildungsniveaus? Sogar zwecks Entscheidung über VKH-Anträge!


Der Begriff »Kindeswohl« muss nicht nur die zu seiner Spezifizierung nötigen Merkmale (wie z. B. Gesundheit, Lernchancen, Lernfähigkeit, Zukunftsperspektiven, Leistungsfähigkeit, Erholung, Sicherheit, Sozialer Halt, Gewissenbildung etc.) und ihre dazu notwendigen Einflussgrößen vorhalten, sondern außerdem Bemessungs- und Erfolgskriterien, ihre Prioritätensetzung sowie eine Auswahl variabler Methoden zu ihrer Verwirklichung und Vervollkommnung. Ein schwammiger Begriff von Kindeswohl, den jeder nutzen kann, wie er will, ist als Beurteilungsmaß so ungeeignet wie ein Zollstock aus Weichgummi. Herr Richter Wichtig verwendet den Begriff »Kindeswohl« zur Ablehnung von VKH-Anträgen – ohne nachvollziehbar seine Vorgehensweise und seine Kriterien zur Bemessung von »Kindeswohl« zu erklären.


Was verbürgt Kindeswohl? Wer bei einem Kind etwas Selbstverständliches als »super« lobt, ermutigt es nicht, sondern verwirrt seine Qualitätsmaßstäbe. Wer ihm lieber Bonbons als Bohnensuppe verabreicht, begünstigt Karies und schmerzhafte Verstopfung. Mit Dauerunterhaltung wird kindliche Kreativität und Initiative erstickt, nicht angeregt. Mit Streicheleinheiten im Überfluss wird das Kind gelangweilt. Mit dem Gegenteil, einem Streichel-Sparprogramm, verkümmert seine Beziehungsfähigkeit. Mit stundenlanger Immobilität vor dem Fernseher verkümmert seine Muskulatur und geistige Regsamkeit. Gute Pädagogik ist partnerschaftlicher Dialog, in dem sowohl kindliches wie eigenes Wohlbefinden, kindliche wie eigene Verantwortlichkeit und kindliches wie eigenes Bewusstsein für Menschenwürde zu ihrem Recht kommen können. Man dient dem Kindeswohl, indem man dem Kind die dafür nötigen Unterscheidungsmerkmale und Begriffe vermittelt und gleichzeitig seine Fragen, seine Zweifel und seine Vorschläge zu diesem Thema zulässt – und achtet und es teilhaben lässt an Problemlösungen und Suche nach Konsens.


In Beziehungen, auch in Beziehungen zwischen Erwachsenen und Kindern, sind von Erwachsenen ausgeübter Zwang, Besserwisserei und Entmündigung Gift. Sie verführen das Kind zu Trotz, sozialer Selbstisolierung, Heuchelei und Rachegelüste. Orientierende Aufklärung, Verständnis und gewährtes Mitbestimmungsrecht sind unersetzlich zur grundgesetzlich gewünschten »freien Entfaltung der Persönlichkeit« und zu ethischer Verantwortlichkeit. Zwang ist nur zu akzeptieren, um Selbstschädigung zu verhindern und Fremdschädigung auszuschließen. Doch diese Zielrichtung von Zwang muss so dosiert sein, dass schädliche Nebenwirkungen ausgeschlossen sind.




Der geheime Deal oder der geheime Schlachtplan


Zum Verständnis jeder Geschichte gehört die Vorgeschichte. Im zufällig leeren Wartezimmer eines Frauenarztes kommen zwei Patientinnen ins Gespräch. Frau Happig, die ältere Frau, 37-jährig, klagt ihr Leid über den Verlust eines Zwillingspärchens, noch vor dem errechneten Geburtstermin. Diese langersehnten Kinder, das erwartete und nun verlorene doppelte Mutterglück schmerzt sie fürchterlich. Das Kinderzimmer war schon vollständig eingerichtet – einschließlich einer Spieluhr, und dann bleiben die Babys weg, sind sogar noch zu klein für den Friedhof. Die unglückliche Nichtmutter bringt es nicht übers Herz, das Kinderzimmer umzuwidmen. Sie weint. Der jungen Schwangeren, Anke Weh, kommt eine Idee, die ihr wie göttliche Fügung erscheint. Sie trägt ihre Idee als >Wink des Himmels< vor.


Die traurige, nicht mehr fruchtbare Frau überschlägt sofort ihre Chancen, doch noch »Mutter« sein zu können. Wie kann sie mit der Mitpatientin, die verzweifelt mit ihrer Schwangerschaft hadert, zu einem Einvernehmen kommen? Ihre Lösung des Problems: Ein verlockendes Tauschgeschäft! Wer weist einen Rettungsring ab – wenn er im ansteigenden Wasser steht, das ihm schon in den Mund schwappt? Na ja, dem zugeworfenen Rettungsring muss noch mehr Verlockendes folgen. Frau Happig weiß, mit welchen Extras das Geschäft mit der Schwangeren zu ölen ist. Während sie die Verführbarkeit der künftigen Kindsmutter abschätzt, erkennt sie als ihren wesentlichen Vorteil deren Berufs- und Arbeitslosigkeit sowie ihre familiäre Heimatlosigkeit, ihren schwachen sozialen Halt. Existentielle Wünsche der jungen Frau in Not sind schnell entdeckt. Ein Auto ist, na klar, lebensnotwendig – samt anfallenden Kosten für den Führerschein. Bis zu dessen Anschaffung darf sich Anke auf Rechnung der Happigs sogar bei Bedarf ein Taxi bestellen. Die ehelose Schwangere kann auch eine Zahnsanierung gebrauchen. Die Nachbarn von Anke Weh beobachten plötzlich Besucher bei der sonst isoliert lebenden jungen Frau und deren plötzliche Neigung zum Ausfahren.


Für die Mutter der toten Zwillinge, Frau Happig, ist die finanzielle Seite einer Kindsübernahme kein Problem. Zudem garantiert der Staat Entschädigung für die Versorgung eines Babys. Kurz, gut und listig: Gegenseitige Zusagen und Verpflichtungen zwischen der vor der Entbindung stehenden Frau Weh und Frau Happig sind schnell ausgehandelt. Das Geschäft mit dem »Objekt Kind« macht zwei Frauen glücklich. Die Kindsmutter ist beruhigt und stolz, ihr Kind in »beste Hände« übergeben zu haben: wohlsituierte Wohnverhältnisse, Eigenheim mit Garten in ruhiger Stadtrandlage – in der Nähe des eigenen Wohnorts. Persönlichkeitseigenschaften sind Nebensache.


Die Aussicht auf Anerkennung ihres Status als Pflegemutter lässt Frau Happig emotional abheben. Sie wird doch noch »Kindsbesitzerin«. Sie kennt genug Leute, die sie dabei unterstützen werden. Nur ein Problem macht ihr zu schaffen: Das Kind hat einen Vater, noch dazu einen, der für es sorgen will. Das ist das ekelhafte Haar in der Suppe. Frau Happig ist fest entschlossen, die väterlichen Kindsverwandten auf Distanz zu halten. Sie hat Erfahrung, wie man Rechte von Kindsverwandten ausschaltet. Dazu später mehr.


Jetzt baut Frau Happig ihre goldene Chance aus: Da ist zunächst das Vergnügen der Kindsmutter, die Frucht des ungeliebten Partners gegen ihn als Waffe einsetzen zu können. Beide Frauen sind sich darin einig, Leas Vater abservieren, bezwingen, ruinieren zu können. Sie freuen sich auf die Durchführung ihres Plans – insbesondere wegen der sicheren Erfolgsaussicht. Frau Happigs Zukunftsvorstellungen verbessern sich mit ihrer Wahrnehmung von Anke Wehs Bestechlichkeit und damit ihrer Gehorsamsbereitschaft. Hauptsache ist, dass die an ihrem Kind desinteressierte Kindsmutter das alleinige Sorgerecht erhält. Nur dadurch wird sie zum perfekten Schutzschild von Frau Happigs Glück. Der Kindsvater muss – als möglicher, sich unverhofft einmischender Eindringling – ausgeschaltet sein. Leas mütterliche Verwandtschaft ist zu vernachlässigen. Ankes Mutter verlor mit Erreichen von Ankes drittem Lebensjahr das Sorgerecht für ihre Tochter. Ihre Ehe mit einem Alkoholiker wurde für das damalige Jugendamt zum Grund, der Mutter die kleine Anke wegzunehmen. Das kleine Mädchen wurde in die Obhut der mütterlichen Großeltern des Kindes gegeben. Die hatten mit zehn selbst-großgezogenen Kindern Routine und waren dickfellig genug, ein elftes durchzubringen. Sie betreiben einen Reiterhof. Fohlen oder Kinder, wo ist da der Unterschied? Für Anke wird die eigene Trennung von ihrer Mutter, die sie nie verschmerzen wird, nun zum nachahmenswerten Vorbild.


Frau Happig bekommt zu ihrem ersten Pflegekind, einem Knaben, ein zweites hinzu, das Mädchen Lea. Die entgangenen Zwillinge sind vergessen. Die Bahn ist frei – sie wird das erwartete Kind zu ihrem ureigensten Fleisch und Blut machen. Lea soll ihr gehören, sie wird ihr Augapfel sein, den sie sich, Gott bewahre, nach all den vergangenen Unpässlichkeiten nicht ausreißen lässt. Sie ist mit dem Knowhow von Pflegschaftsübertragungen vertraut durch ihre Tätigkeit als Dozentin im katholischen privaten Verein KPf-D. Sie ist sogar einst bestens vernetzt gewesen in einem »Kinder-Verschiebungs-Wirkkreis«.


Unbekannt ist, wie die für diese Geschichte wichtigen Termine liegen: dem Tag von Frau Wehs im vierten Schwangerschaftsmonat gewünschter Abtreibung und dem Datum ihrer Bekanntschaft mit Frau Happig. Die Übereinkunft der beiden Frauen – wenn auch nicht deren vereinbarter Inhalt – kommt über Ankes Schwester und deren Freundin zu Ohren des Kindsvaters. Er ist entsetzt, als er erfährt, dass Anke ihr Kind an eine Frau Happig abtreten will.


Nun ein Blick auf das Netzwerk, die oben angedeutete »Kinder-Verschiebung-Struktur«. Zu ihr gehörte einst ein Rechtsanwalt, P. Hohlmann. Frau Happig müsste oder könnte dessen flutschende Geschäftspraktiken aus erster Hand kennen. Eine Beförderung von Kindern aus Familie A zu Familie B oder C ist mit beruflicher Routine und bei gutem Verdienst reibungslos zu erledigen. Die schlaue Frau Happig beginnt, ihre Seilschaft für ihren Plan bezüglich Leas Aneignung als eigener »Tochter« zusammen-zu-stellen. Lea muss ihr unverzüglich und dauerhaft zugesprochen werden. Sie nutzt ihre jahrelange gute Zusammenarbeit mit Frau Zackig. Beide Frauen sind Kolleginnen beim KPf-D, (Frau Zackig sogar Vorstandsmitglied!). Von Herrn RA Hohlmann, von dem später noch die Rede sein wird, konnten beide Außerordentliches abgucken.


Der Landkreis Oh. bedient sich zur Ergänzung seiner Jugendamtsaufgaben des KPf-D. Dieser neu etablierte Jugendamtszweig bekommt die Amtsbezeichnung »Adoptions-und Kinderpflegedienst des Landkreises Oh«. Ihm steht allein Frau Zackig vor. Welch glückliche Fügung. KPf-D und die sympathischen Fachgenossinnen vom Jugendamt arbeiten nun nicht nur kollegial sondern gleich gesinnt, einmütig, sich aufeinander verlassend, zusammen. Ideale Voraussetzung für eine effiziente Seilschaft. Frau Happigs Basis ihrer Einflussmöglichkeiten verbreitert sich enorm. Schnell folgt Schlag auf Schlag: Frau Zackig empfiehlt dem Jugendamt die Freundin als »best-denkbare Pflegemutter« und die Jugendamtsmitarbeiterinnen erkennen die glückliche Möglichkeit zur Arbeitsersparnis: Die bisherigen Pflegemutterbetätigungen von Frau Happig ersparen ihnen die Prüfung ihrer Eignung für die neue Aufgabe. Ein gynäkologisches Wartezimmer wird zur Börse für Kinderhandel.


Das Strafgesetzbuch erörtert die Umstände, die strafrechtlich verfolgbar sind: »Wer sein noch nicht achtzehn Jahre altes Kind … unter grober Vernachlässigung der Fürsorge- und Erziehungspflicht einem anderen auf Dauer überlässt und dabei gegen Entgelt (das beträfe die Mutter, wenn sie von der Pflegemutter Entschädigungen für Kindsüberlassung annimmt) oder in der Absicht handelt, sich oder einen Dritten zu bereichern, wird mit Freiheitsstrafe … bestraft. Ebenso wird bestraft, wer … das Kind … auf Dauer bei sich aufnimmt und dafür ein Entgelt gewährt« (das beträfe die Pflegemutter).


Die Schwester von Frau Weh hatte laut Schreiben von Leas Vater vom 25.05.2017 an die Staatsanwaltschaft Oh. Kenntnis von dieser Bekanntschaft der Frauen Weh und Happig. Auch ein E-Mail-Dokument aus den ersten drei Monaten des Jahres 2016 belegt die Bekanntschaft der beiden.


Leider bereiten die väterlichen Verwandten Frau Happig Kopfschmerzen. Besonders als sie erfährt, dass der künftige Vater Pascal K. und seine Mutter Ella K. im Januar 2011 versuchten, dem Jugendamt eine alleinstehende Schwangere »ans Herz zu legen« – aus Sorge um die Gesundheit der werdenden Mutter und des Fetus. Sie bemühten sich um Hilfe für die schwangere Frau Weh, die mit der Einnahme von Zigaretten, Alkohol und Schmerzmitteln die Zukunftsaussichten des Ungeborenen drossele. Die besorgten Besucher klagten: Frau Weh lasse es an Selbstfürsorge fehlen und plane die Weggabe des Neugeborenen. Der Kindsvater und seine Mutter unterstellten voller Arglosigkeit der Jugendamtsmitarbeiterin Einfühlung in die komplexe Realität von Beziehungen, besonders angesichts des krisenhaften Umstands, dass die Schwangere sehnlichst eine Heirat wünschte, ihr Partner davon aber nichts wissen will. Die beiden Bittsteller erbaten, ihren Namen gegenüber Frau Weh nicht bekannt zu geben, doch ihr Familienverhältnis zum kommenden Kind – als Vater und Großmutter – sowie ihre Namen geben sie selbstverständlich bekannt. Sie kennen § 1912 BGB: »Eine Leibesfrucht erhält einen Pfleger [bis zur Geburt des Kindes]« und vertrauen solchen gesetzlichen Zusagen.


Die bürokratisch interessierte Angestellte im Jugendamt, Frau Steinig, nimmt das Anliegen der beiden Bittsteller entgegen. Doch sie informiert die Schwangere über die Meldung mit Preisgabe ihrer Namen. Damit unterbricht sie das gute, vertrauensvolle Verhältnis zwischen väterlicher Großmutter und Schwangerer – und zwar nachhaltig. Die – sich verpetzt fühlende – Schwangere mailt ihrem Ex-Partner wütend: »und dann ruft mich das jugendamt an ne es reicht das ist unter druck setzen. Da ich es nicht einsehe das ne fremde sich in meine privat Sachen einmischt und kommt das noch mal vor wird das folgen haben da sie da kein recht zu hat«. Für Frau Happig ist diese Wende ein Lichtblick, denn Vater und Großmutter des Kindes verlieren mit dem Entzug von Ankes Wohlwollen auch den vertrauten Umgang mit ihr. Anke ist der Schlüssel in Frau Happigs Hand, der ihren Aufschwung zur werdenden Supermutter verbürgt.


Bislang hatte die werdende Großmutter versucht, der Fast-Schwiegertochter als Mutter ihres erwarteten Enkelkindes die Schwangerschaft so leicht wie möglich zu machen. Sie signalisierte nicht nur ihre Bereitschaft, das erwartete Neugeborene in ihre Familie aufzunehmen, sondern auch ihre Freude, dies tun zu können. Sie ersehnte die Ankunft des Kindes. Ein Teil der ersten Schwangerschaftshälfte ist geprägt von Frau Wehs gutem Verhältnis zu Frau K., die zweite von dem sich zunehmend intensivierenden Komplott der Frauen Happig und Weh zu Lasten des werdenden Vaters und seiner Mutter.


Elf Tage vor der Entbindung, wird Frau Weh erstmals jugendamtlich kontaktiert. Bei dieser Gelegenheit bekennt die Besuchte die Kürze der Bekanntschaft zu ihrem einstigen Partner und erklärt schwammig, sie habe ihn »umgehend nach Kenntnis der Schwangerschaft« über seine Vateraussicht informiert – ohne Datumsangabe. Sie gibt auch gegenüber den Besucherinnen zu, sich mit der Kindsabgabe »beschäftigt« und noch keinen endgültigen Entschluss getroffen zu haben. Sie bringt ihre Empörung über Frau K. zum Ausdruck, die ihren eigenen Absichten zuvorgekommen sein und sie damit »unter Druck gesetzt« habe.


Frau Zackig´s´ Empfehlung der Frau Happig als Pflegemutter kam für das Jugendamt im richtigen Moment. Ein Treffen zwischen der Hochschwangeren und der auserkorenen Pflegemutter wird arrangiert. Beide verheimlichen ihre zuvor getroffenen Abmachungen. Die sofortige gegenseitige Sympathiebezeugung von Kind-Abgeberin und Kind-Empfängerin imponiert Frau Steinig. Die drei Frauen einigen sich im Nu, klären im Schnelldurchgang die Zukunftsperspektiven – finanziell, verwaltungsmäßig und so weiter, reiben zufrieden ihre Hände. Frau Weh ist tief befriedigt, ihr gelang sogar vor den Ohren des Jugendamtes die Zusicherung der Pflegemutter, Lea so früh wie möglich Unterricht im Reiten und in Karate zuteilwerden zu lassen!


Jetzt steht noch der heikle Punkt der >Vergabe des alleinigen Sorgerechts< aus. Der wird erledigt mit der Angabe »Anonyme Geburt«. Kinds-Mutter Weh gibt (weisungsgerecht zugunsten der Pflegemutter?) bei der Entbindung an, den Kindserzeuger nicht zu kennen und ihre Identität geheim halten zu wollen, und zwar merkwürdigerweise so geheim, das ihr Kind ihren Nachnamen erhält. Bei einer »anonymen Geburt« wird dem Recht der Mutter auf >informationelle Selbstbestimmung< Vorrang eingeräumt, das Recht des Kindes auf >Kenntnis seiner Abstammung< spielt in dem Fall keine Rolle mehr. (Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg gewährte im Jahr 2003 Frauen Straffreiheit, wenn sie ihre Kinder inkognito entbinden.)


Frau Steinig vom Jugendamt vergisst in der Freude über den arbeitssparenden Verlauf der Kindsübertragung – und der Aussicht, bei Pflegekind Lea die Kontrollen zu seinem Wohlergehen einsparen zu können −, dass die Schwangere bis kurz vor der Geburt mit dem Vater in Kontakt stand und sie selbst ihn auch kannte. Frau Steinigs täppische Indiskretion hatte bereits zum Zerwürfnis zwischen Frau Weh und Frau K. geführt, nun sorgt ihr kurzes Gedächtnis dafür, dass der Vater und die Großmutter des Kindes auf Befehl des Jugendamts Distanz zu ihrem Nachwuchs halten müssen: Dem Vater wird vorgehalten: »Da kann ja jeder Mann kommen und behaupten, er sei der Vater«. Aha, Männer stehen zu diesem Zweck Schlange vor dem Jugendamt.


Das Jugendamt ist die zur Feststellung des Personenstands zuständige Behörde. Es gilt sogar: »Das Personenstandsgesetz unterwirft jede Person, die von der Geburt eines Kindes weiß, der Anzeigenpflicht gegenüber dem Standesamt«. Weshalb steht im BGB § 1592: »Vater eines Kindes ist der Mann, … 2. der die Vaterschaft anerkannt hat oder 3. dessen Vaterschaft … gerichtlich festgestellt ist«? »Wer bei einer »anonymen Geburt« dabei ist, handelt danach rechtswidrig«. Dem Kind ist das Grundrecht auf Kenntnis der eigenen Abstammung zuerkannt.


Eine »anonyme Geburt« veranlasst das Jugendamt zur Bestellung einer Vormundschaft (§ 1773 (2) BGB; § 1779 (3) BGB »Das Vormundschaftsgericht soll bei der Auswahl des Vormunds Verwandte des Mündels hören, wenn dies ohne erhebliche Verzögerung und ohne erhebliche Kosten geschehen kann«). Aber ein Vormund als potenzieller Kontrolleur von Leas Wohl ist für die Pflegeeltern eine unberechenbare Größe, die stört.


Doch hier sind das Elternrecht auf biologische Vaterschaft und weitere Vaterschaftsrechte bis zur medizinischen Vaterschaftsbestätigung vorläufig rechtswidrig außer Kraft gesetzt. Dieses Unrecht ist einer der Gründe, weshalb § 169 StGB »Personenstandfälschung« und den Versuch dazu unter Strafe stellt. Erst am 21.02.2017 erfahren Leas Vater und Großmutter über den Arztbericht vom 16.06.2011 aus dem Entbindungs-Krankenhaus an den behandelnden Gynäkologen von der »anonymen Geburt«.


Den Zeitraum bis zur Vaterschaftsfeststellung verlängert die Kindsmutter, indem sie die nötige Speichelentnahme verweigert und sich zu Gerichtsterminen krank meldet. Ohne bekannten Vater ist Kindsmutter Weh natürlich das alleinige Sorgerecht sicher. Diesen Umstand nutzt Frau Happig als anerkannte Autoritätsperson. Sie kontrolliert, führt, lenkt Frau Wehs Aussagen, so wie es ihr gefällt und in den Kram passt. Auch dem Jugendamt und den Familienrichtern kann sie durch Frau Weh die passenden Texte gewissermaßen soufflieren. Beim KPf-D frisst ihrer Freundin Zackig sowieso jeder Teamangehörige aus der Hand. Chefin ist Chefin. Das Mitspracherecht vom Vater und das Umgangsrecht der Großmutter ist dahin; ihr Verwandtschaftsverhältnis zum Kind amtlicherseits gestrichen. Der Vater kann seine Tochter zum ersten Mal ein halbes Jahr nach der Vaterschaftsfeststellung beim Jugendamt sehen. Frau Happig ist überglücklich, alles läuft zu ihrer Zufriedenheit. Frau Weh entgeht, dass sie als »alleinige Sorgerechts-Besitzerin« fortan von Frau Happig instrumentalisiert wird und dieser Instrumentalisierung nicht mehr entgehen kann, egal zu welchen Einsichten sie kommt.


Die Pflegeeltern genießen es, aus dem Mund der Kindsmutter die Argumente verlauten lassen zu können, die sie sich selbst verbeißen müssen! Sie beherrschen – nach außen hin – selbstverständlich perfekt die Rolle der »Kindeswohl-Garanten« und die klammheimliche Genugtuung »Ach wie gut, dass niemand weiß …«. Als heimliche Regisseure treten sie zunächst arglos-neutral-gutwillig und selbstlos in Erscheinung, fern jeder niedrigen Auseinandersetzung um das Kind. Ihren Wunsch zur Aufrechterhaltung der unüberwindlichen Sperre zwischen Kind und Vater bzw. Großmutter, trägt stellvertretend für sie die Kindsmutter vor. Happigs heucheln ungehemmt ihr Bedauern über die für die Großmutter schmerzliche Separierung von ihrem Enkelkind. Doch dagegen unternehmen sie nichts. Sie vollziehen – dank der Unterstützung der emsigen Frau Zackig vom KPf-D/Adoptions- und Kinderpflegedienst des Landkreises – strikt das Aussperren von Vater und Großmutter – natürlich als Gehorsamsleistung gegenüber Frau Weh.


Zusätzlich profitiert das Pflegeelternpaar von der vorgeblichen >kindselterlichen Uneinigkeit<. Sorgsam halten sie den Verdacht auf die Existenz eines elterlichen Dauerkonflikts, den sie so gekonnt eingefädelt haben, am Köcheln. Wie inhuman wäre es doch, das Kind diesem Zank-Elternpaar auszuhändigen! Für Happigs sind die vermeintlich zerstrittenen Kindseltern das beste Beweismittel, Lea unter ihrem Schutz zu halten, besser noch, das Kind zu vereinnahmen und zu isolieren. Bei jeder Gelegenheit fördern sie den allgemeinen Verdacht auf Disharmonie zwischen den Kindseltern und verweisen auf den Unterschied der – theoretisch – erziehungsberechtigten Kindsmutter und dem nicht einspruchs-berechtigten Vater. Das macht eine Einmischung oder einen Umgang der Kindsgroßmutter mit ihrer Enkelin undenkbar. Auch kommt es Happigs darauf an, jeden Dissens zwischen Frau Weh und Frau K. als Anlass eines schädlichen »Loyalitätskonflikts« für Lea auszugeben, der natürlich unbedingt von ihnen zu verhüten ist mit der Separierung von Lea und ihrer Großmutter.


Das Jugendamt toleriert den Umstand, dass Frau Weh zwar praktisch ihr Sorgerecht an Frau Happig abgetreten hat, aber es theoretisch beansprucht, a. um es nicht mit ihrem Partner teilen zu müssen und b. weil das Jugendamt bei einer sorgeberechtigten Mutter nicht verpflichtet ist, Lea einen Vormund zu stellen. Das Jugendamt hält sich für den geeignetsten Vormunds-Ersatz und kann seine Kontrollpflicht an Frau Zackig delegieren.


Ja, Frau Happig kennt sich aus. Als Vortragende in »Pflegeeltern-Kurse« für den KPf-D verbreitete sie ihre eigenwillige Ansicht über Väter: als Elternteil seien sie vernachlässigbar. Nach ihren Vorstellungen tragen sie zur Entstehung eines Kindes lediglich einen Moment der Samenübertragung bei. Die komplexe Beschaffenheit menschlicher Beziehungsgestaltung und deren Bedeutungen im Geschlechterverhältnis sind ihr fremd.


Dass eine Frau den Vater ihres Kindes wegen seiner Persönlichkeit, seiner Bildung, seines Status´, seiner Lerninteressen, seiner Investitionsbereitschaft, seiner Kinderliebe, seiner Körperlichkeit, seiner Überzeugungen, seinem gesellschaftlichen Einfluss und seinem Verhaltensrepertoire auswählt und er per Genetik die Hälfte der Anlagen des Kindes liefert, wird von Frau Happig als unwichtig erachtet. Dass die Art der väterlichen Mithilfe beim Aufwachsen des Kindes diesem schicksalsentscheidende epigenetische Marker mitgibt, weiß Frau Happig nicht. Sie verkennt, dass der Vater als Vorbild wichtig ist für die Ausprägung der Männlichkeit von Söhnen und die Entwicklungsrichtung der Weiblichkeit von Töchtern – in die eine oder die gegensätzliche Richtung. Er ist eine ebenso wichtige Figur wie die Mutter.


Doch psychobiologisches Wissen belastet Frau Happig nicht. Moralische Standards teilt sie mit Herrn RA Hohlmann. Er wird beim Familiengericht ihr Rechtsvertreter.




Lea kommt »anonym« auf die Welt


Der Start ins gesellschaftliche Leben beginnt mit der Geburt. Damit endet auch die exklusive Mutter-Kind-Dyade. Bei Lea wird sie abrupt und endgültig abgebrochen.


Nach der Abnabelung liegt sie schlaff unter der Rotlichtlampe auf dem Wickeltisch im Kreißsaal. Die Hebamme versorgt ihre Nabelwunde und wiegt den Kopf mit versteinertem Gesicht in langsam wiederholter Verneinungsgeste hin und her. Sie kann – und sie will nicht verstehen: Das ist ein Kind, das seine Mutter nicht an ihrer Brust fühlen will, das sie nicht einmal sehen will, dass sie nicht bei sich behalten will – aus Enttäuschung über die Zurückweisung ihrer Ehewünsche durch den Vater. Ein Neugeborenes ablehnen! Von einem Neugeborenen befreit sein wollen wie von vollgekotzter Kleidung, die man nicht schnell genug vom Leib kriegen kann. Das kränkt die Hebamme in ihrer Berufsehre. Für sie bedeutet die Geburt eines Kindes höchste Bereicherung weiblichen Lebens, sogar eine Erfahrung von Göttlichkeit, schönste Lebensaufgabe, Selbstbestätigung, Lebens-Ermutigung. Man will doch leben, weil man jemanden liebt. Doch dieses Neugeborene gibt ihr keine Genugtuung wie die anderen von ihr geholten Kinder. Ein geschenktes Wunder auszuschlagen ist in ihren Augen eine Ungeheuerlichkeit. Nach ihren beruflichen Maßstäben ist ein Neugeborenes ohne Mutterliebe eine Niete. Von dem, was die hinter ihr liegende unmütterliche Kindsmutter fühlt, springt etwas auf sie über: Sie spürt, dieses kleine Menschlein, das ihre Hände hin und her drehen, ist ungelegener Eindringling, wird Störenfried, unbeheimateter, ungeladener Gast, wird Bettler sein. Seine Wurzeln sind abgeschnitten, die Wurzelreste zu schwach, um neuen Halt zu finden.


Die Routine der Hebammenhände mildert ihren aus Antipathie harten Griff gegen dieses unwillkommene und damit vermutlich verlorene Kind. Mit Schrecken erkennt sie den Verlust ihrer gewohnten Zärtlichkeit beim Bekleiden und Wickeln des Neugeborenen. Dies Kind hat keine dankbaren Eltern und das schmälert seinen Wert.


Mutterschaft ist ein Kopf mit zwei Gesichtern: Das eine strahlt vor Genugtuung und Selbstaufwertung, das andere ist vergrämt von Scham und Verzweiflung. Muttersein bedeutet in dem einen Fall einen erreichten Gipfel an gesellschaftlicher Anerkennung, in dem anderen Fall nur untilgbaren Makel, soziale Deklassierung. Diese Ambivalenz, diese Doppelwertigkeit und Doppelsinnigkeit der Mutterrolle verführt zu Double-bind-Verhalten. Das Kind der Königin wird mit Salutschüssen begrüßt und zieht alle Blicke auf sich, dem unehelichen Kind einer alleinstehenden Frau ist kein Blick gegönnt. Dem einen Kind wird »Menschenwürde« im Überschuss entgegengebracht, dem anderen vorenthalten. Bemerkenswerterweise gibt es bei der Mehrzahl einer Gesellschaft in dieser schrägen Beurteilung kein Vertun.


Leas erste Versorger im Perinatalen Zentrum sind elektrische Apparate. Deren menschliche Handlager kleben ihr Elektroden auf, stechen in ihre Venen und schieben ihr eine Sonde durch den Rachen.




Die Kindsmutter Weh


Die frisch entbundene Mutter im Kreißsaalbett, zwei Meter hinter der Hebamme, wirft sich auf die Seite, seufzt erleichtert. Sie hat ihrem Kind einen ordentlichen Lebensweg verschafft. Jetzt kann sie endlich wieder Reiten gehen. Ihre Welt liegt im Pferdesattel: Gemeinschaft mit einem lebendigen Pferd. Die im Mensch-Tier-Verhältnis festgelegte Hierarchie von Befehlsgeber und -Empfänger entspricht ihrem biologistischen Weltbild und ihren Bedürfnissen.


Von ihrem Pferd weiß sie sich vorbehaltlos geschätzt. Es mäkelt nicht herum, beleidigt sie nie, zwingt sie nie zu sinnlosen Gedanken, Gefühlen, Handlungen, die angeblich nötig sind, damit die Nachbarn nicht »was zum Sagen« bekommen. Die Nachbarn zerreißen sich sowieso das Maul mit verächtlichen Reden über sie und ihre Familie, aber auf dem Reiterhof interessiert sie das nicht. Ihrem Peitscheneinsatz gehorchen die gut abgerichteten Pferde. Dafür sorgt sie. Hafer, Striegeln, zur rechten Zeit ein zischender Hieb sowie der tägliche Ausritt im Galopp. Schnell, sicher und dankbar wird das Pferd zum Freund. Bis zum Verkauf bleibt es treu. Sie ist eigentlich eine erfolgreiche Pferdewirtin, na ja, noch ohne Prüfung, doch irgendwann wird ihr das noch Schwarz-auf-Weiß bestätigt. Doch, verdammt, lieber als eine Prüfung wäre ihr eine Heirat gewesen.


Ein Kind soll hilflos sein? So klein wie es ist, es ist Diktator. Es will pausenlose Versorgung, selbst wenn die Mutter nur mal Luft holen will. Sie weiß, dass Kinder mit unterschiedlichen Bestimmungen auf die Welt kommen. Ihre Kindheit musste sie bereits als Kleinkind auf dem großelterlichen Reiterhof verbringen. Alles drehte sich dort um Pferdestall und Kunden. Hauptsache eines Geschäftshaushalts sind die täglichen Einnahmen in der Kasse und die Reputation des Betriebs. Die Zeiten sind hart, die Konkurrenz groß, Gelegenheiten sind abzupassen, nicht zu verpassen, zur Not auch trickreich zu arrangieren. Ist schon wieder der teure Tierarzt fällig?


Die kleine Anke wird von den Großeltern als verkraftbar eingeschätzt. Doch unerwünschte Extrawürste machen das Kind zu Sand im Getriebe. Manchmal erweist sich das kleine Geschöpf auch als nützlich, indem es zum Beispiel der Kundschaft den Ausruf »Ach, das süße Mädchen« entlockt und sie spendabel stimmt. Anke begreift schnell ihren Platz in der Rangfolge der Firma. Er liegt unter dem der Pferde. Doch sie weiß, je besser sie mit den Reittieren auskommt, umso eher kommt für sie ein Rangaufstieg in Frage. Ein verursachtes Missgeschick mit einem Pferd und für Wochen hängt der Haussegen schief. Ihr guter Sitz im Sattel, ihre pflichtbewusste Versorgung der Tiere, da kommt von Oma und Opa auch mal ein Krümel der heißersehnten Anerkennung. Anke war ein Kind ohne Privilegien, ohne Mitbestimmungsrechte, ihr fehlte die Erlaubnis zu Klage und Widerspruch – sie war so etwas wie ein zugelaufenes Kind. Ihr blieb nur der ewige Dank, zu dem sie verpflichtet ist, für Aufnahme und Versorgung in der Großeltern-Familie. So lernte sie die Notwendigkeit von geheuchelter Bescheidenheit, heimlichem Intrigieren und – wenn´s ganz hart kam – den Griff zum Glas Alkohol. Sie hat Grund zur Rache – nicht nur Grund, sondern auch Ideen zur Ausführung – an ihren Eltern und manchen ihrer Geschwister bzw. Halbgeschwister. Es muss nur der richtige Moment kommen.


Die bei Ankes Mutter verbliebenen Kinder durften sich Launen erlauben, durften ihr Zeit stehlen. Jedes ihrer drei Geschwister hatte Vorrang, weil es jünger war, weil es älter war, weil es besser kapierte, was die Mutter gerade brauchte oder was der jeweilig gerade herrschende »Vater« wollte. Sie wollte auch mal etwas, aber schreien wie er, der jeweilige Familientyrann, durfte sie nicht. Ihr galten Ermahnungen, auch Anranzer oder eine Ohrfeige. Der Alkoholnachschub für die verschiedenen Väter war Taktgeber des Tagesablaufs im elterlichen Heim. Der sorgte jeweils für eine kurze Zeit von Familienfrieden und eine lange von Familienunruhe. Sie wurde trotz ihrer seltenen Besuche verscheucht, beschimpft, bestraft, wenn sie Mutters Aufmerksamkeit brauchte. In ihrer Familie zählte sie nicht. Also zählt ihre Familie für sie jetzt auch nicht. Einzige Ausnahme ist ihre Schwester. Beide haben denselben Vater. Die kurzen Aufenthalte im Elternhaus verdeutlichten ihr nur noch deutlicher das Schicksal des Abgeschoben-Seins. Jetzt begreift sie unmittelbar, wie ein Kind seine Mutter behindert – es klagt, rücksichtslos, schrill und treulos, obwohl es wohlig in seine Decke eingemummelt ist und die Hebamme ihm gerade eine Glukoselösung verabreicht hatte.


Ursache dieser bekloppten Schwangerschaft ist ein One-Night-Stand. Er begann so verheißungsvoll. Sie, 28 Jahre alt, versprach sich ein lustiges Leben als verheiratete, geachtete, versorgte und begehrenswerte Frau, endlich im eigenen Heim, endlich als Gebietende. Wie hatte sie in den drei Wochen nach der ersten gemeinsamen Nacht gekämpft – erst um Gunst, dann wenigstens um zugestandene Gnade, zuletzt nur noch um die Herablassung des jungen, gut aussehenden und freundlichen Mannes. Da wusste sie noch nicht, dass sie schwanger war. Er entzog sich ihr – mit jedem Tag schroffer. Ihre Verliebtheit schlug nach dem positiven Schwangerschaftstest um. Aus dem Scherbenhaufen ihrer Tagträume wuchs Rache. Sie kapierte: Stärke liegt in eiskaltem Egoismus. Eigene Freundlichkeit ist kein effektiver Köder für Gegenfreundlichkeit.


Die Frischentbundene wird besucht von ihrer Schwester. Die ist neugierig auf ihre Nichte, hat ein Mützchen für sie dabei, selbstgehäkelt. Sie wird erschreckt mit der Nachricht »Das ist weg – in der Kinderklinik«.


»Was ist denn mit der Kleinen?«


»Das schrie dauernd!«


»Du hättest es auf den Arm nehmen müssen«.


Dieser Rat der enttäuschten Tante kommt zu spät.


Frau Weh ist eine Mutter, die ihr Kind Fremden anvertraut – nicht aus zwingender Not, sondern um eine »Last« an Verantwortung, ein Hindernis auf dem gewohnten Weg zu Vergnügen, um eine Einschränkung ihrer egoistischen Lebensplanung, kurzum ein unbrauchbares Anhängsel loszuwerden. Wie fühlt sich das für ein Kind an, dem diese es verstoßende Mutter in »logischer Konsequenz« auch noch Vater und Großmutter vorenthalten will? Immerhin ermutigen sie die Pflegeeltern, das Jugendamt, der katholische Verein KPf-D und die Familienrichter zu diesem Schritt.


Auch die später auftretende »Gutachterin« Frau Dipl. Psychologin van Bombig ist überzeugt von Frau Wehs »reiflicher Überlegung für eine dauerhafte Fremdunterbringung [ihrer Tochter]« – einer Entscheidung, die sie in einer dramatischen Lebenskrise trifft. Frau Wehs Leben besteht aus einer Kette von Lebenskrisen und dem Damit-allein-gelassen-Werden. Die Gutachterin erkennt jedoch seelische Not nicht als Anlass zu Hilfsangeboten. Zwar erkennt sie bei Anke »Persönlichkeitsentwicklung[s] Defizite«. Doch Ankes Eingeständnis der »eigenen Überforderung in dieser Lebenssituation« lobt die Dipl. Psychologin. Das Zugeben von Defiziten bezüglich mütterlicher Versorgungspflichten ist schließlich das große Glück für Pflegeeltern, die – wie die Happigs – sehnsüchtig auf ein zweites Pflegekind hoffen. Wer denkt in dieser Lage an das Kindeswohl? Was man loben will, wird gelobt. Also ist Frau van Bombig, nachdem Lea in der Dauer-Pflegefamilie Happig untergebracht ist, gewiss: »Die Beziehungs- und Erziehungsfähigkeit der Kindesmutter ist somit als nicht beeinträchtigt zu werten« – nach ihrer Ansicht auch von niemandem mehr – denn sie braucht nicht bewiesen zu werden.


Eine Mutter, die das eigene familiäre Verlassen-Sein als ertragbares Muss hinnimmt, bringt am besten ihrer Tochter rechtzeitig die Gefühle des prinzipiellen Verlassen-Seins von liebenden Menschen bei. So wird Lea rechtzeitig gegen Enttäuschungen immunisiert, begreift sie als notwendiges Übel. Die mütterliche Norm der egozentrischen Lieblosigkeit, die ihr ihre Familie zumutete, kann nicht früh genug als wegweisende Norm kapiert und gelernt werden, fühlt Anke.




Leas Vater


Pascal K. erinnert sich an den Beginn des Dramas: Sonnenschein, Freizeitlaune, Übermut. Sein Freund Uwe und er wetten am Badesee um ihren Erfolg bei Frauen. Ihnen fallen die hübsche Anke und ihre Freundin Carina auf, die ihrerseits zur Einschätzung möglicher Bekanntschafts-Chancen mit schweifenden Blicken im Schlendergang auf der Uferwiese unterwegs sind. Die jungen Männer nehmen die Mädchen ins Visier, wollen herauskriegen, wer die »Bessere« der beiden rumkriegen kann. Favoritin beider ist Carina. Schenkt sie dem »Wettkönig« ihre Gunst, bleibt dem enttäuschten Freund die andere – als Trostpreis. Carina verfängt sich an Uwes Angelhaken, für Pascal bleibt Anke übrig. Sie will ihn, unbedingt, sie will ihn auch nicht mehr loslassen. Pascal fürchtet die Beschämung als Verlierer des Männerwettbewerbs, und dichtet sich zu seiner Besänftigung den Grund des Wettbewerbs um: Welche der jungen Frauen würde zuerst erglühen? Immerhin lässt sich rasch entfachte weibliche Glut als Beweis überlegenen männlichen Charmes anrechnen. Zur Entschädigung seiner Enttäuschung lässt Pascal mehr von Ankes heißblütigem Entgegenkommen zu, als ihm eigentlich lieb ist. Die Aussicht, dass die weniger entflammbare Carina die Siegesfreude des Freundes etwas dämpfen könnte, rechnet sich Pascal als Pluspunkt an. Wenigstens eifersüchtig sollte der Rivale sein auf Glückspilz Pascal und seine sichtbar erfolgreichere Charmeoffensive. Doch der nächste Morgen bringt bereits die erste Enttäuschung. Weitere Begegnungen zwischen Pascal und Anke sind umweht von ihrer Alkoholfahne und führen deshalb rasch zur Trennung, – bis die Nachricht von Ankes Schwangerschaft zum neuen Zusammentreffen führt. Da sich bei Pascals Freund und Ankes Freundin Längerfristiges anbahnt, ergibt sich ein Nachrichtenkanal von Carina über Uwe zu Pascal mit dramatischen Informationen über Ankes Verhalten, Befinden und ihre Absichten.
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